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Die Vollstreckung von Räumungstiteln durch den Gerichtsvollzieher
in Vertretung des Justizfiskus – Vergaberechtliche Fragen

Von Rechtsanwalt Hellmuth Mohr, Reutlingen

1. Fragestellung

Von Riecke wurde in dieser Zeitung1) im Zusammenhang
mit der Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen der
so genannten Hamburger Räumung auch die Frage nach
vergaberechtlichen Konsequenzen aus der Beauftragung des
Landesfiskus, vertreten durch den Gerichtsvollzieher gestellt.
Diese Frage ist deshalb aktuell geworden, weil durch die
Entscheidung des BGH vom 17. Juni 19992) der Weg zu einer
solchen Lösung gegen frühere anders lautende Auffassungen
in der Literatur3) frei gemacht wurde. Aus den Ausführungen
von Riecke ergibt sich auch, dass die Alternative Beauftragung
entweder im eigenen Namen des Gerichtsvollziehers oder im
Namen des Fiskus Gläubigerinteressen nicht berührt4). Die
Entscheidung des BGH beruht nämlich auf einer Zahlungskla-
ge des Spediteurs gegen den Gerichtsvollzieher. Dabei hätte es

der Spediteur in der Hand gehabt, diese Frage gleich bei Ver-
tragsschluss eindeutig zu klären.

Vergaberechtlich ist zu prüfen, ob die für den europäischen
Binnenmarkt maßgeblichen Schwellenwerte zu beachten und
wie mögliche Verstöße zu bewerten sind.

2. Vergaberecht

Zur vergaberechtlichen Beurteilung ist eine ins Ein-
zelne gehende Prüfung der zu einer Räumung durch den
Gerichtsvollzieher geschlossenen Verträge nicht erforderlich.
Je nach Schwerpunkt der Leistung kann es sich um einen
Dienst- (beim Leerräumen einer Wohnung), Speditions-
oder Lagervertrag handeln. All diese Verträge sind verga-
berechtlich nach § 99 Abs. 4 GWB Dienstleistungsaufträge
in Abgrenzung zu Bau- und Lieferaufträgen. Damit sind
die VOL/A hier anzuwenden. Dies entspricht einer Entschei-
dung des Bundeskartellamts vom 19. September 2001, bei
der es u. a. auch um Transportaufgaben gegangen war5).
Damit wird der Schwellenwert für Dienstleistungsaufträge
nach § 2 Ziffer 3 Vergabeverordnung (VgV) von 200 000 Euro
maßgeblich.

Öffentlicher Auftraggeber nach § 98 Ziffer 1 GWB ist die
jeweilige Gebietskörperschaft, also der vom Gerichtsvollzie-
her vertretene Landesfiskus des einzelnen Bundeslandes.

1) Riecke: Die Vollstreckung von Räumungstiteln im Wege der
„Hamburger Räumung“ – eine echte Alternative zur so genannten
preußischen Räumung –, DGVZ 2005, S. 80 f.

2) IX ZR 308/98 DGVZ 1999, S. 167; NJW 1999, 2597. Weitere
Nachweise bei Riecke, a. a. O., Fn. 19.

3) Die aktuelle Literatur ist zwischenzeitlich dem BGH gefolgt:
z. B. Baumbach-Lauterbach, ZPO 63. Aufl., 2005, § 885, 29; Zöller,
ZPO 25. Auflage 2005, § 808, 17.

4) Deshalb stellt sich hier nicht die Frage der Zulässigkeit bzw.
Verbindlichkeit von entsprechenden Weisungen des Gläubigers, die
an anderer Stelle im Vollstreckungsrecht eine Rolle spielen (s. die
Kommentierung zu den §§ 753 und 754 ZPO). Der Gläubiger kann in
jedem Fall bei Fehlern des Gerichtsvollziehers auf den Staat mit
Amtshaftungsansprüchen zurückgreifen.

5) Az.: VK 1 – 33/01, zitiert bei: Graef/Horn: Rechtsprechungs-
sammlung Vergaberecht, Bonn 2002, S. 132.
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Damit stellt sich die Frage, für welchen Zeitraum die ent-
sprechenden Auftragssummen für Räumungsaufträge bei der
Prüfung, ob der Schwellenwert erreicht wird, zu ermitteln
sind. § 3 VgV eröffnet hier einen gewissen Spielraum. Wenn
keine über das Haushaltsjahr hinausreichenden Vereinbarun-
gen mit den Unternehmern geschlossen werden, dann kann
das Auftragsvolumen aus dem zurückliegenden Jahr hochge-
rechnet werden. Da es nach § 99 GWB unter dem Schwellen-
wert keinen Rechtsschutz nach dem GWG gibt, stellt sich die
Frage, ob die dargestellte Berechnung des Schwellenwertes
auf Landesebene das letzte Wort darstellt. Zu denken ist an
die Regelungen in den §§ 97 Satz 3 GWB, 5 Nr. 1 VOL/A,
die bei der Bemessung der Losgröße auch die Berücksichti-
gung kleiner und mittlerer Unternehmen fordert. Angesichts
der Struktur des Transportgewerbes und den erheblichen ent-
fernungsabhängigen Kosten des Transports selbst im Rah-
men eines Auftrags gerade in den Flächenländern bietet diese
Regelung eine Möglichkeit, die Ausschreibung zumindest
auf die Gebiete eines Oberlandesgerichts in dichter besiedel-
ten Räumen, im Übrigen aber auch auf das eines Landge-
richts zu beschränken. Wenn gerade durch diese Beschrän-
kung eine Unterschreitung des Schwellenwertes erreicht
wird, dann ist hier natürlich genauer Begründungsbedarf ge-
geben. Denn die hier gegebenen Manipulationsmöglichkeiten
lassen die Vergabekammern und die Oberlandesgerichte im
Nachprüfungsverfahren natürlich misstrauisch sein6). Kri-
tisch wird die Situation auch dann, wenn der für die Durch-
führung der Ausschreibung maßgebliche zunächst nur nach
§ 3 Satz 1 VgV geschätzte Auftragswert zwar unter dem
Schwellenwert liegt, die eingegangenen Angebote, nicht nur
ein einzelnes, jedoch nicht nur geringfügig, sondern mehr als
ca. 15 Prozent darüber. Dann spricht viel für ein absichtliches
Verschätzen zur Vermeidung der europarechtlichen Aus-
schreibung. Wenn die Laufzeit der Ausschreibung – entge-
gen dem oben genannten Zeitraum eines Jahres – einen unge-
wöhnlichen Zeitraum, etwa nur neun Monate, vorsieht, liegt
derselbe Verdacht nahe.

Die von § 5 Ziffer 1 VOL/A für die Aufteilung in Lose ge-
forderte wirtschaftliche Zweckmäßigkeit bezieht sich auf die
Art der gesuchten Leistung, aber auch auf die Gegebenheiten
beim Auftraggeber. Bei diesem liegen allerdings kaum Grün-
de für eine dezentrale Vergabepraxis wegen der damit verbun-
denen Mehrkosten für die Abwicklung der Verfahren bei einer
Vielzahl von Gerichten vor7).

Eine weitere Frage ist die nach der möglichen Sanktion
bei der Verletzung der europaweiten Ausschreibung nach
§ 17 a VOL/A oberhalb der Schwellenwerte. Nicht in jedem
Fall einer Überschreitung der Schwellenwerte sind alle euro-
parechtlichen a-Vorschriften aus der VOL/A anzuwenden.
Diese gelten nach § 1 a Ziffer 2. VOL/A in vollem Umfang
nur für die Dienstleistungen nach dem Anhang I A. Demge-
genüber sind für die Fälle der Anlage I B nur die §§ 8 a und
27 a zu beachten, die die Leistungsbeschreibung und das
Verfahren gegenüber abgelehnten Bewerbern regeln, nicht

aber die Ausschreibung nach § 17 VOL/A8). Auch die hier
vom Gerichtsvollzieher verlangten Leistungen des Räumens,
des Transportierens und des Lagerns fallen unter keine
spezielle Kategorie in den beiden Anlagen, sondern nur
die Sammelkategorie 27 „sonstige Dienstleistungen“ in der
Anlage I B.

Damit stellt sich abschließend die Frage nach dem Rechts-
schutz für den Bieter oder den am Ausschreibungsverfahren
Beteiligten. Oberhalb des Schwellenwerts ist das Verfahren
nach dem GWB maßgeblich: zweistufiges Verfahren vor der
Vergabekammer und dem OLG nach den §§ 102, 107, 116 ff.
GWB. Materiell ist die europarechtliche Prüfung einge-
schränkt auf die beiden schon genannten Bestimmungen der
§§ 8 a und 28 a VOL/A. Darüber hinaus sind die nationalen
Vorgaben an das Vergabeverfahren uneingeschränkt nach-
prüfbar.

Unterhalb des Schwellenwertes gibt es keinen so genann-
ten primären Rechtsschutz, der auf Durchsetzung der Vorga-
ben des Vergaberechts gerichtet ist. Neben der Möglichkeit,
die Aufsichtsbehörde mit einer Beschwerde zum Eingreifen
gegen Verfahrensverstöße zu veranlassen, besteht nur die
Möglichkeit, Schadensersatz aus dem hinzunehmenden Ver-
stoß geltend zu machen, so genannter sekundärer Rechts-
schutz. Diese Schutzlosigkeit des Bieters beruht auf dem Ver-
ständnis des Vergaberechts als bloßem Innenrecht der Verwal-
tung, das für Außenstehende keine Rechte begründen kann.
Für einen beliebigen Bieter geht der genannte Anspruch auf
Schadensersatz nur auf das so genannte negative Interesse, die
Kosten für die Beteiligung an der Ausschreibung. Das positive
Interesse, also auch den aus dem Auftrag resultierenden Ge-
winn, kann der Bieter nur verlangen, wenn er darlegen kann,
dass er ohne den Regelverstoß der ausschreibenden Behörde
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit den Auftrag
erhalten hätte9). Zu den beachtlichen Verfahrensvorschriften
gehören auch die europarechtlichen Vorgaben. Auch unter
dem Schwellenwert kann deshalb nicht ein ausländischer
Bewerber aus einem anderen EU-Land diskriminiert werden,
etwa durch die Reservierung eines bestimmten Auftragskon-
tingents für inländische Bieter.

3. Schlussfolgerungen

Die inzwischen üblich gewordene Praxis der Beauftragung
des Spediteurs im Namen des Landesfiskus stellt sofort die
Frage nach der Vergabehandhabung. Haushaltsrechtlich und
auf Länderebene ist zunächst zu prüfen, ob der Gerichtsvoll-
zieher überhaupt die einzelnen Aufträge ohne Ausschreibung
vergeben darf. Auch dabei ist auf den Jahresbetrag und nicht
auf den einzelnen Auftrag abzustellen. Das auch von Riecke
dargestellte Argument der vertrauensvollen Zusammenarbeit
mit dem Spediteur, etwa um das Risiko des nicht aufzuklären-
den Verschwindens von Gegenständen des zu räumenden
Mieters auszuschalten, kann vergaberechtlich problemlos be-
rücksichtigt werden. Einen ersten Schritt muss allerdings der
von einer fehlerhaften Vergabe betroffene Spediteur selbst ge-
hen, nämlich die möglichen Auftragssummen zur Ermittlung

6) Nach der Entscheidung des KG, Beschl. v. 24. 8. 1999, NZBau
2000, 258, sind auch Ausschreibungsverfahren mit einem Auftrags-
wert knapp unter dem EG-Schwellenwert von der Vergabekammer
nachprüfbar gerade wegen des möglichen Verstoßes gegen das Umge-
hungsverbot.

7) Beispielsfall BGH X ZR 101/97, NJW 2000, 137, 140: Allge-
meine und nicht auf die konkrete Vergabenentscheidung bezogene
Überlegungen wirtschaftspolitischer Art zur Mittelstandsförderung
reichen zur Begründung nicht aus; dort für einen Fall der Vergabe von
Wäschereileistungen für ein Krankenhaus, die aufgeteilt wurde, aber
mit unzureichender Mittelstandsbegründung nicht an den billigsten
Bieter vergeben wurde.

8) Entsprechendes ergibt sich aus der Entscheidung der Vergabe-
kammer Sachsen vom 27. 9. 2001, 1 VK 85/01, VergabeE–13–85/01.
Die dort ausgeschriebenen Catering-Leistungen fielen auch nur unter
die Anlage I B.

9) Ein Beispiel bietet die bei Fn. 7 zitierte Entscheidung des
BGH. Dort der klagende Bieter mit seinem Preis pro kg zu reinigender
Wäsche klar vor allen anderen Bietern. Die vom Auftraggeber erst
nachträglich herangezogenen Kriterien, die den preisgünstigsten Bie-
ter wieder ausschalteten, waren nicht in der Ausschreibung angegeben
worden, was unzulässig ist.
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des Schwellenwertes ermitteln. Wenn diese auch über ein Jahr
nicht einmal auf der Ebene eines Landes erreicht werden, sind
Klagen nach dem GWB sinnlos. Das Gleiche gilt für Klagen
unter dem Schwellenwert, wenn sie nicht vom sicheren zwei-
ten Sieger erhoben werden.

Da die Justizverwaltungen aber auch europarechtlich ver-
pflichtet sind, die Anwendung der Vergabevorschriften si-
cherzustellen, kann natürlich auch jeder betroffene Spediteur
einen Brief an die Kommission nach Brüssel schreiben, um
dies sicher zu stellen.

Sachverhalt

In der Praxis wird häufig über die Behandlungen der
Zustellungen seitens der Post diskutiert, neuerdings, wenn
von einzelnen Gerichtsvollziehern auf dem amtlichen Brief-
umschlag Zusatzanweisungen angebracht werden. Diese ver-
ursachen nach Berichten in einschlägigen Internetforen bei der
Post unterschiedliche und nicht gewünschte Behandlungen.

Es erscheint daher angebracht, das Problem zu unter-
suchen, um mögliche Verzögerungen, nicht notwendige Kos-
ten und falsche Sachbehandlung zu vermeiden.

I. Grundsätzliches
Zustellung durch die Post (§ 176 ff. ZPO, §§ 39 ff. GVGA).

1. Ausgangspunkt ist die Verordnung zur Einführung von
Vordrucken für die Zustellung im gerichtlichen Verfahren
(Zustellungsvordruckverordnung – ZustVV) vom 12. 2.
2002 (BGBl. 2002 Teil 1 Nr. 10 Seite 671). Nach § 1 Nr. 2
sind (auch) für den Briefumschlag gemäß § 176 Abs. 1
ZPO amtliche Muster eingeführt worden. Die meisten Ge-
richtsvollzieher verwenden diese (neuen) Briefumschläge.
Werden aber in EDV-Programmen enthaltene Textbaustei-
ne als Aufkleber benutzt, so folgt aus der Bestimmung,
dass diese der Aufschrift des amtlichen Briefumschlages
entsprechen müssen (vgl. Begründung zu § 176 Druck-
sache 14/4554).

2. Speziell für Weitersendungen bestimmt diese Verordnung
folgende Varianten:
Weitersenden innerhalb des
a) Bezirks des Amtsgerichts,
b) Bezirks des Landgerichts,
c) Inlandes.

II. Zur Postzustellung auf Betreiben der Parteien
(§ 191 ff. ZPO)

1. Aufgrund dieser Verordnung wurde die einschlägige Vor-
schrift in § 44 GVGA geändert (in NRW mit der AV d. JM
vom 2. 6. 2003 (2344-I B.124). Sie lautet: „Wünscht der
Auftraggeber, dass der Brief gegebenenfalls weiterge-
sandt werden soll, so vermerkt der Gerichtsvollzieher auf
dem Umschlagvordruck nach Anlage 2 der ZustVV den
Umfang des Weitersendungsauftrags. In Betracht kommen
der Amtsgerichtsbezirk, der Landgerichtsbezirk oder der
Bereich des Inlands. Der Gerichtsvollzieher soll ein Post-
unternehmen für die Zustellung auswählen, das eine Zu-
stellung in den von dem Auftraggeber gewünschten Be-
reich ausführen kann.“ (Eigene Anmerkung: Die Deutsche
Post AG handelt nach § 33 Abs. 1 PostG hoheitlich.)

2. Welche Variante der Gerichtsvollzieher zu wählen hat,
wenn der Auftraggeber keinen Wunsch äußerte, ist weder
hier noch an anderer Stelle bestimmt worden. Man wird je-
doch unter Berücksichtigung der Absicht und des Interes-
ses des Auftraggebers und der Intention des Gesetzgebers
in § 166 Abs. 1 ZPO (Zustellung ist die Bekanntgabe eines

Schriftstücks an eine Person) verpflichtet sein, die Variante
„c“, Inland, auszuwählen und anzukreuzen.

3. Die durch die Verordnungsform als gesetzlich zu bezeich-
nenden Varianten sind für die Post bindend. Und: Nur
diese Varianten sind bei weitergeleiteten Sendungen pos-
talisch kostenfrei.

III. Zustellungen, die der Gerichtsvollzieher
von Amts wegen zu tätigen hat
Beispiele: siehe unten zu Abschnitt IV.

1. Grundsätzlich gilt hierzu das vorstehend in den Abschnit-
ten I und II Ausgeführte, also auch § 44 GVGA für die Fäl-
le der Nachsendung.

2. Speziell ist hier in den im Abschnitt IV genannten Fällen
(aber auch in ähnlichen) – anstatt des Wunsches des Auf-
traggebers – die Entscheidung des Gerichtsvollziehers
gefragt, wenn es darum geht, von den vorgeschriebenen
Varianten (Abschnitt I Nr. 2) auszuwählen, wohin die
Briefsendung bei Wegzugs des Adressaten weitergeleitet
werden soll.

Regelungen dazu gibt es nicht. Jedoch dürfte die Auswahlfra-
ge danach zu entscheiden sein:
a) ob die Zustellung (lediglich) eine Benachrichtigungsfunk-

tion hat
b) ob die Zustellung erfolgt für eine Vollstreckungsmaßnah-

me des Gerichtsvollziehers.

Zu a): Hier ist es unschädlich, wenn die Variante „c“ Weiter-
senden innerhalb des Inlandes ausgewählt wird.

Zu b): Hier verhält es sich anders. Die Auswahl der Varianten
a bis c muss wie folgt getroffen werden:
1. Generell unter Berücksichtigung der örtlichen Zuständig-

keit des Gerichtsvollziehers.
2. Speziell im Hinblick auf die Bestimmung des § 899 Abs. 1

ZPO. Hiernach ist für die Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung der Gerichtsvollzieher desjenigen Amtsge-
richts zuständig, in dessen Bezirk der Schuldner im Zeit-
punkt der Auftragserteilung seinen Wohnsitz hat.

3. Unter Berücksichtigung der örtlichen Zuständigkeit
des Vollstreckungsgerichts für Vollstreckungshandlungen.
Nach § 764 Abs. II ZPO beschränkt sich dessen Zuständig-
keit auf denjenigen Bezirk, wo das Vollstreckungsverfah-
ren stattfinden soll.
(Zu 2. wird vorausgesetzt, dass beim Eingang des EV-An-
trags der erstbefasste Gerichtsvollzieher überhaupt örtlich
zuständig gewesen ist (§ 185 c Nr. 2 GVGA), ferner, dass
es sich um die erstmalige Ladung gehandelt hat.)

In den Fällen zu b) sprechen somit die vorgenannten Indi-
zien dafür, dass der Gerichtsvollzieher bei den – ihm von
Amts wegen obliegenden Zustellungen – die Variante „a“,
Weitersenden im Bezirk des Amtsgerichts, auszuwählen
hat.

Zum Weitersendungsantrag bei der Postzustellung

Von Obergerichtsvollzieher a. D. Wolfgang Paschold, Bad Hersfeld
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Nur ausnahmsweise, und zwar wenn die Vollstreckungshand-
lung des Gerichtsvollziehers nach § 23 GVO in einem anderen
Amtsgerichtsbezirk des gemeinsamen Landgerichtsbezirks
stattfand, ist die Variante „b“, Weitersenden im Bezirk des
Landgerichts, zu markieren.
3. Die Zustellstützpunkte der Deutschen Post AG besitzen

Listen darüber, welche Ortschaften zu welchem Amts-
gerichtsbezirk gehören.

4. Wählt der Gerichtsvollzieher keine der amtlichen Varian-
ten aus (also kreuzt keine an) oder streicht er das gesamte
Feld durch, so wird die Post den Postzustellungsauftrag
nicht ausführen, sondern ohne Erledigung zurückgeben,
wenn der Adressat von der angegebenen Anschrift verzo-
gen ist. Dies geht sowohl aus dem gesetzlichen Text der
einheitlichen Postzustellungsurkunde unter Punkt 1.4.2
hervor (Weitersendung nicht verlangt), als auch aus dem
so genannten Handling der Deutschen Post AG über den
Postzustellungsauftrag, welches im Internet einsehbar ist
(deutschepost.de im Menü Information – Postzustellungs-
auftrag) zu Punkt 1.4.2).

IV. Beispiele für Zustellungen, die der Gerichtsvollzieher 
im Rahmen von bei ihm anhängigen Verfahren von 
Amts wegen zu tätigen hat (§ 11 Nr. 2 GVGA)

a) Zustellung der Nachweisurkunde bei Rechtsnachfolge
(§ 77 Nr. 2 GVGA),

b) Zustellung der Bürgschaftsurkunde (§ 77 Nr. 3 GVGA),
c) Zustellung der Inverzugsetzungsurkunde (§ 756 ZPO),
d) Zustellung des Termins zur Abgabe der eidesstattlichen

Versicherung (§ 185 b u. 1 GVGA),
e) Zustellung der Mitteilung des Räumungstermins (§ 180

Nr. 2 GVGA),
f) Zustellung der Mitteilung des Versteigerungstermins in

den Fällen des § 171 Nr. 3 und 180 Nr. 4 Abs. 5 GVGA,
383 ff. BGB,

g) Zustellung der Unterrichtung über Freihandverkauf (§ 141
Nr. 1 Abs. 3 GVGA).

V. Zusatzleistungen der Deutschen Post AG

Im Rahmen von Wohnungsermittlungspflichten des Gerichts-
vollziehers (siehe z. B. § 171 Nr. 3 GVGA) können folgende
so genannte Zusatzleistungen der Deutschen Post AG in An-
spruch genommen werden:
1. die Anschriftenprüfung,
2. die Anschriftenberichtigungskarte.
Gemäß den „Serviceinformationen“ der Post (mir vorliegend
Stand 1. Juli 2002) bestehen die Zusatzleistungen aus Folgen-
dem:

1. Anschriftenprüfung
(Zuzüglich zum Beförderungsentgelt für die Sendungen)
Die Deutsche Post AG ist bemüht – soweit gesetzlich zulässig –, auf
Antrag die Richtigkeit der eine Anschrift unmittelbar betreffenden
Angaben zu prüfen und sie zu bestätigen, ggf. die zutreffende An-
schrift mitzuteilen oder mitzuteilen, dass der Empfänger unter der
angegebenen Anschrift nicht zu ermitteln ist. Bei Verdacht des Miss-
brauchs oder bei ungeeigneten Angaben (z. B. Abholangabe „Post-
lagernd“) findet eine Prüfung nicht statt.
2. Anschriftenberichtigungskarte
Der Absender kann voraus verfügen, ihm bei Umzug des Empfängers,
Unzustellbarkeit oder ungenügenden oder fehlerhaften Angaben in
der Anschrift eine Anschriftenberichtigungskarte zu übersenden.
Diese Leistungen bietet die Deutsche Post AG nach (rein)
postalischen Regelungen an; sie sind entgeltpflichtig (siehe
Broschüre Leistungen und Preise). Vordruckkarten sind bei
der Post erhältlich.

VI. Anschriftenberichtigungsantrag
(zu vorstehend unter V Nr. 2)

1. Nach Berichten in Internetforen gibt es von manchen Ge-
richtsvollziehern die Handhabung, handschriftlich oder per
Stempel auf dem amtlichen Briefumschlag zur Postzustel-
lung einen Hinweis anzubringen, z. B. „Falls verzogen,
nicht nachsenden, sondern mit neuer Anschrift zurück.“

Wie die Internetberichte weiter zeigen, legt teilweise die Post
diesen oder einen ähnlichen Passus dahin gehend aus, dass eine
postalische Zusatzleistung (wie oben zu V) seitens des Ge-
richtsvollziehers gewünscht wird. Demzufolge sendet die Post
eine Anschriftenberichtigungskarte an den Gerichtsvollzieher.
Da diese – rein postalische – Zusatzleistung nichts mit einer
kostenfreien Weiterleitung des amtlichen Zustellungsauftrages
zu tun hat, berechnet die Post für diese Leistung zusätzliche
Kosten, nämlich ein Festentgelt und Porto für die Übersendung
der Karte, und zieht diese Beträge vom Gerichtsvollzieher ein.
Ferner gibt die Post den Postzustellungsauftrag ohne Erle-
digung zurück, wenn der Adressat verzogen ist, weil der Ge-
richtsvollzieher durch die vorgenannte Anweisung auf dem
Briefumschlag die amtlichen Varianten außer Kraft gesetzt hat
(siehe oben Abschnitt III Nr. 4).
2. Diese Auswirkung kann in der Regel nur als negativ zu be-

urteilen sein. Denn zum einen verzögert sich die Bearbei-
tung des Auftrags, zum anderen fallen vermutlich doppelte
Kosten an, mindestens für die weitere Zustellung. Ob die
Kosten notwendig sind, erscheint fraglich; evtl. liegt fal-
sche Sachbehandlung vor.

3. Darüber hinaus ist es zweifelhaft, ob der Gerichtsvollzie-
her befugt ist, im Zusammenhang mit Postzustellungen
solche Anweisungen zu erteilen.

R E C H T S P R E C H U N G

§§ 750 Abs. 1, 885 ZPO; 66, 180 GVGA

Wurde der Besitz von Räumlichkeiten einen Tag vor dem
anberaumten Räumungstermin auf einen Dritten über-
tragen, um die Vollstreckungsmöglichkeit des Gläubigers
zu vereiteln, so kann die Räumung auch ohne gesonderten
Titel gegen den neuen Besitzer durchgesetzt werden.

I. AG Hamburg-Barmbek, Beschl. v. 9. 10. 2002
– 803a M 903/02 –

II. LG Hamburg, Beschl. v. 29. 10. 2002
– 334 T 903/02 –

I .
A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Entscheidung ergeht nach § 766 II ZPO. Die Erin-
nerung der Gläubigerin ist begründet. Die Gläubigerin ist
berechtigt, aus dem oben benannten Urteil des Landgerichts
Hamburg vom 18. Juni 2002 auch gegen den jetzigen Besitzer
der Gewerberäumlichkeiten zu vollstrecken. Dieser kann sich
gegenüber der Gläubigerin nicht auf Besitzschutzrechte beru-
fen. Dies ist treuwidrig. Der jetzige Besitzer hat Besitz erst am
25. September 2002 und damit einen Tag vor der angekündig-
ten Zwangsräumung erhalten gemäß Übergabeprotokoll vom
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gleichen Tage. Diese Besitzübertragung diente offensichtlich
allein der Verhinderung der Zwangsvollstreckung. (Der jetzi-
ge Besitzer war bereits im Räumungsverfahren als Streithelfer
der Schuldner beteiligt.) In diesen Fällen ist ein gesonderter
Titel der Gläubigerin gegen den jetzigen Besitzer nicht erfor-
derlich (vgl. OLG Hamburg in NJW 1992, 3308).

I I .

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die nach §§ 793, 577 Abs. 2 ZPO zulässige sofortige
Beschwerde der Schuldner ist nicht begründet. Die Kammer
nimmt auf die zutreffenden Ausführungen im angefochtenen
Beschluss sowie in der Nicht-Abhilfe-Entscheidung des Amts-
gerichts Bezug. Den Vorwurf der treuwidrigen Vereitelung
der Zwangsvollstreckung können die Schuldner nicht mit ma-
teriellen Einwendungen, nach denen der Schuldner A) ein
Recht auf Besitzeinräumung beansprucht, entkräften. Die
materiellen Einwendungen sind Gegenstand des Erkenntnis-
verfahrens gewesen und werden derzeit im anhängigen Beru-
fungsverfahren überprüft. Das hindert die Gläubigerin nicht,
von ihrem gesetzlichen Recht der Vollstreckung aus dem nur
vorläufig vollstreckbaren Räumungstitel Gebrauch zu ma-
chen; die Interessen der Vollstreckungsschuldner sind durch
die §§ 717 Abs. 2, 719 Abs. 1 ZPO hinreichend geschützt.
Diese Vollstreckungsmöglichkeit der Gläubigerin haben die
Schuldner in Kenntnis des ergangenen Räumungstitels gegen
die Mieter, die Schuldner B und C, zu vereiteln versucht, in-
dem sie einen Tag vor dem angesetzten Räumungstermin den
Besitz an dem zu räumenden Mietobjekt auf die Schuldnerin
A) übertragen haben. Die Schuldner haben es darauf angelegt,
durch eigenmächtiges Handeln in der Zwangsvollstreckung
eine Besitzposition durchzusetzen, die ihnen im vorangegan-
gen Räumungsverfahren durch das Urteil des Landgerichts
vom 18. Juni 2002 verwehrt worden ist.

§§ 766, 807 ZPO; 185 o GVGA

1. Der Gläubiger hat einen Anspruch darauf, die Höhe
der Einkünfte des Ehegatten des Schuldners zu er-
fahren, weshalb sich der Schuldner hierüber im Ver-
mögensverzeichnis zu erklären hat.

2. Sind derartige Angaben unterblieben, so ist das Ver-
mögensverzeichnis unvollständig. Der Schuldner ist
daher zur Nachbesserung des Vermögensverzeichnis-
ses verpflichtet, welche in Fortsetzung des bisherigen
Verfahrens zu erfolgen hat.

3. Der Gläubiger ist im Wege der Erinnerung berechtigt,
die Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses zu ver-
langen, wodurch ein vorausgehender Antrag auf Nach-
besserung beim Gerichtsvollzieher unterbleiben kann.

LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 8. 7. 2005
– 16 T 5478/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt wegen eines Betrags von 2 309,99 Euro
nebst Zinsen die Zwangsvollstreckung. Der Schuldner hat beim Ge-
richtsvollzieher die eidesstattliche Versicherung abgegeben. Hierbei
hat er die Frage nach eigenem Einkommen seines Ehegatten bejaht,
die Höhe dieses Einkommens jedoch nicht angegeben.

Die Gläubigerin legte Erinnerung nach § 766 ZPO gegen das vom
Gerichtsvollzieher aufgenommene Vermögensverzeichnis ein und
beantragte, den Gerichtsvollzieher dazu anzuweisen, ein vollständiges
Vermögensverzeichnis aufzunehmen, welches auch Angaben zur

Höhe des Einkommens des Ehegatten des Schuldners enthalte; derar-
tige Angaben seien im Hinblick auf § 850 c Abs. 4 ZPO erforderlich.

Mit Beschluss vom 9. Mai 2005 hat das Amtsgericht Nürnberg
– Vollstreckungsgericht – die Erinnerung kostenfällig als unzulässig
verworfen, ohne zuvor dem beteiligten Gerichtsvollzieher Gelegen-
heit zu einer Stellungnahme oder zur Abhilfe zu gewähren. Zur Be-
gründung hat es ausgeführt, der Erinnerung fehle das Rechtsschutz-
bedürfnis, da die Gläubigerin nicht selbst vom Gerichtsvollzieher eine
Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses verlangt und dieser eine
Nachbesserung auch nicht abgelehnt habe. Somit bestehe für die Gläu-
bigerin eine einfachere Möglichkeit, ihr Ziel zu erlangen. Die Voll-
streckungserinnerung sei demgegenüber umständlicher, arbeits- und
kostenaufwendiger und in den Fällen eine unnötige Belastung des
Vollstreckungsgerichts, in denen der Gerichtsvollzieher einem ent-
sprechenden Antrag nachkomme. Dieses Rechtsmittel könne vielmehr
zulässigerweise nur dann eingelegt werden, wenn der Gerichtsvollzie-
her zu Unrecht eine Nachbesserung ablehne.

Gegen diesen Beschluss wendet sich die Gläubigerin mit ihrer so-
fortigen Beschwerde. Sie beantragt weiterhin, den Gerichtsvollzieher
anzuweisen, die eidesstattliche Versicherung des Schuldners nachzu-
bessern. Das Amtsgericht Nürnberg – Vollstreckungsgericht – hat der
sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen und sie dem Landgericht
Nürnberg-Fürth zur Entscheidung vorgelegt. Dieses hat mit Beschluss
vom 14. Juni 2005 das Verfahren gemäß § 568 Satz 2 Nr. 1 ZPO dem
Beschwerdegericht zur Entscheidung in der im Gerichtsverfassungs-
gesetz vorgeschriebenen Besetzung übertragen, da die Sache besonde-
re Schwierigkeiten tatsächlicher und rechtlicher Art aufweist.

Der beteiligte Gerichtsvollzieher hat im Beschwerdeverfahren
dahin gehend Stellung genommen, dass ihm eine Nachbesserung des
Vermögensverzeichnisses mangels entsprechenden Gläubigerantrags
nicht möglich, eine solche deshalb auch nicht erforderlich gewesen
sei.

Die gemäß §§ 567 Abs. 1 Nr. 1, 793 ZPO statthafte sofor-
tige Beschwerde ist zulässig, insbesondere form- und fristge-
recht (§ 569 ZPO) eingelegt. Sie hat auch in der Sache Erfolg.

1. Die Erinnerung der Gläubigerin gemäß § 766 ZPO war
nicht mangels Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig.

a) Der Schuldner muss nach Sinn und Zweck des § 807
ZPO dem Gläubiger die Informationen verschaffen, die dieser
für erfolgreiche Vollstreckungsmaßnahmen benötigt; dazu ge-
hört auch das Einkommen des Ehegatten als Unterhaltsberech-
tigten, da dieses nach § 850 c Abs. 4 ZPO Auswirkungen auf
die Pfändbarkeit von Forderungen des Schuldners hat. Der
Schuldner gibt in dem Vermögensverzeichnis die Unterhalts-
berechtigten an, um den pfändbaren Teil seines Arbeitsein-
kommens zu mindern (vgl. § 850 c Abs. 1 ZPO). Der Wegfall
eines Unterhaltsberechtigten, der über eigene Einkünfte ver-
fügt, führt zu einer Erhöhung des pfändbaren Einkommens-
anteils; jedenfalls können eigene Einkünfte des Unterhalts-
berechtigten zu einer Ermessensentscheidung des Vollstre-
ckungsgerichts nach § 850 c Abs. 4 ZPO führen. In solchen
Fällen ergeben sich möglicherweise für den Gläubiger verbes-
serte Vollstreckungsmöglichkeiten. Die Mitteilung der Tatsa-
che, dass und in welcher Höhe der Unterhaltsberechtigte über
eigene Einkünfte verfügt, betrifft also das Vermögen des
Schuldners, über das er sich nach § 807 ZPO zu erklären hat
(BGH, Beschl. v. 19. 5. 2004 – IX a ZB 297/03, DGVZ 2004,
136).

b) Sind derartige erforderliche Angaben unterblieben, so
ist das Vermögensverzeichnis unvollständig. Wird ein äußer-
lich erkennbar unvollständiges, ungenaues oder widersprüch-
liches Verzeichnis vorgelegt, ist der Schuldner zur Nachbes-
serung verpflichtet, die in Fortsetzung des bisherigen Verfah-
rens zu erfolgen hat (BGH a. a. O.; vgl. MünchKomm-ZPO/
Eickmann 2. Aufl. § 903 Rdnr. 18 ff.; Stein/Jonas/Münzberg
ZPO 22. Aufl. § 903 Rdnr. 4 ff.; Zöller/Stöber ZPO 25. Aufl.
§ 903 Rdnr. 14 ff.).
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c) Damit ist jedoch noch nicht die Frage beantwortet, in
welcher Weise die Gläubigerin eine entsprechende Nach-
besserung erlangen kann, insbesondere, ob sie zunächst eine
solche beim Gerichtsvollzieher beantragen muss oder auch –
ohne dessen vorherige Einschaltung – unmittelbar das Voll-
streckungsgericht im Wege der Erinnerung angehen kann.

In der Rechtsprechung wird hierzu die Ansicht vertreten,
der Gläubiger habe insoweit ein Wahlrecht; es stehe ihm ins-
besondere grundsätzlich frei, sofort mit der Erinnerung das
Vollstreckungsgericht anzugehen. Ein vorheriger Antrag auf
Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses durch den Ge-
richtsvollzieher sei demgegenüber nicht einfacher und kosten-
günstiger, da auch bei einer Erinnerung der Gerichtsvollzieher
zunächst selbst abhelfen könne. Lehne dieser hingegen einen
Antrag auf Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses ab,
so müsse der Gläubiger hiergegen wiederum einen Rechtsbe-
helf einlegen. Für diesen sei es somit effektiver, gleich Erinne-
rung einzulegen, weil so auf direktem Wege eine endgültige
Klärung erzielt werde (LG Siegen, Beschluss vom 26. März
2001 – 4 T 52/01, Bl. 10 ff. d. A.; LG Konstanz, Beschluss
vom 17. Mai 2001 – 6 T 82/01, Bl. 7 ff. d. A.; LG Hildesheim,
Beschluss vom 19. August 1999 – 5 T 503/99, DGVZ 2000,
37; LG Chemnitz, Beschluss vom 9. November 1999 – 12 T
4220/99, DGVZ 2000, 37 f.)

Dieser Ansicht schließt sich auch die Kammer an. Die ent-
gegenstehende Argumentation des Amtsgerichts Nürnberg,
die – soweit ersichtlich – anderweitig nicht vertreten wird,
überzeugt nicht. Argumente des Arbeits- und Kostenaufwan-
des sind nicht geeignet, den verfassungsrechtlich geschützten
(Art. 14 Abs. 1 GG) Anspruch der Gläubigerin auf Nachbes-
serung des Vermögensverzeichnisses in dieser Weise einzu-
schränken. Auch wäre andernfalls die allgemein für zulässig
erachtete Abhilfemöglichkeit des Gerichtsvollziehers im Rah-
men der Vollstreckungserinnerung (vgl. Zöller/Stöber a. a. O.
§ 766 Rdnr. 23) sinnlos. Eine aufwendige Verbescheidung der
Erinnerung ist nämlich nicht mehr erforderlich, wenn im Rah-
men einer zuvor eingeräumten (im Streitfall vom Amtsgericht
jedoch unterlassenen) Abhilfemöglichkeit der Gerichtsvoll-
zieher der Erinnerung abhilft und diese damit erledigt ist.
Würde der Gerichtsvollzieher dagegen eine derartige Abhilfe
verweigern, so kann erst recht nicht mehr auf den Vorrang
eines beim Gerichtsvollzieher zu stellenden Nachbesserungs-
antrags verwiesen werden.

Auch die Stellungnahme des Gerichtsvollziehers, dass ihm
eine Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses mangels
entsprechenden Gläubigerantrags nicht möglich gewesen sei,
führt zu keiner anderen Beurteilung. In der von der Gläubige-
rin (mit dem Ziel einer entsprechenden Nachbesserung) einge-
legten Erinnerung liegt gerade ein solcher Antrag, auf Grund
dessen der Gerichtsvollzieher im Wege der Abhilfe befugt ist,
eine Ergänzung des Vermögensverzeichnisses durch den
Schuldner zu veranlassen.

2. Aus vorstehenden Ausführungen folgt zugleich die Be-
gründetheit der Erinnerung und damit auch der sofortigen Be-
schwerde; entsprechend war der Gerichtsvollzieher zur Vor-
nahme der Vervollständigung des Vermögensverzeichnisses
anzuweisen.

3. Eine Entscheidung über die Gerichtskosten sowie über
die außergerichtlichen Kosten der Gläubigerin im Beschwer-
de- und im Erinnerungsverfahren kommt nicht in Betracht, da
in diesen einseitigen Verfahren der Schuldner als möglicher
Gegner der Gläubigerin nicht beteiligt ist, daher eine Kosten-
entscheidung zu Lasten des Schuldners nicht zu erfolgen hat
(vgl. Zöller/Herget, ZPO 24. Aufl. § 97 Rdnr. 9).

§§ 903 ZPO; 185 n GVGA

Die Voraussetzungen, den Schuldner zur wiederholten
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung laden zu lassen,
sind dann gegeben, wenn das Arbeitsverhältnis nachweis-
lich beendet ist. Es ist dabei unerheblich, ob die Tätigkeit
in abhängiger Stellung oder selbständig ausgeübt wurde.

LG Freiburg, Beschl. v. 18. 8. 2005
– 13 T 70/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Schuldner leistete auf Antrag der Gläubigerin die
eidesstattliche Versicherung. Im Vermögensverzeichnis gab er
seine Tätigkeit als Subunternehmer und seinen Auftraggeber
als „z. Zt.“ Firma Gerüstbau an, worauf die Gläubigerin in der
Folgezeit die Forderungen des Schuldners aus diesem Ver-
tragsverhältnis pfänden und sich überweisen ließ. Nachdem die
Drittschuldnerin die Beendigung des Vertragsverhältnisses mit
dem Schuldner angezeigt hatte, erteilte die Gläubigerin Pfän-
dungsauftrag mit der Zusatzerklärung, dass sie eine Unpfänd-
barkeitsbescheinigung benötige, um einen Antrag nach § 903
ZPO zu stellen. Die entsprechende Bescheinigung wurde erteilt
und die von der Gläubigerin verlangte Abnahme der eidesstatt-
lichen Versicherung abgelehnt, wogegen sich die eingereichte
Erinnerung wendet. Mit dem fristwahrend angefochtenen Be-
schluss hat das Amtsgericht diese zurückgewiesen und erwo-
gen, dass § 903 ZPO auf den Wechsel des Auftraggebers durch
einen gewerbetreibenden Schuldner nicht anzuwenden sei.

Das Rechtsmittel erweist sich als begründet.

Der Begriff „Arbeitsverhälthis“ in § 903 ZPO ist nicht auf
den engeren, d. h. arbeitsrechtlichen Aspekt beschränkt. Viel-
mehr soll die Bestimmung dem Gläubiger die Behebung von
Schwierigkeiten ermöglichen, die sich bei einem Wechsel der
Erwerbsquelle des Schuldners ergeben (Bundestagsdrucksache
I/4452 S. 4). Unter Arbeitsverhältnis ist danach jede Tätigkeit
zu verstehen, die auf Erzielung von Arbeitseinkommen im Sin-
ne von § 850 Abs. 2 ZPO gerichtet ist, ohne Rücksicht darauf,
ob sie in abhängiger Stellung oder selbständig ausgeübt wird
(KG MDR 1968, 674; OLG Hamm JurBüro 1983, 1738, 7739).
Der Subunternehmer, der von seinem alleinigen bzw. einzigen
bekannten Vertragspartner nicht mehr beauftragt wird oder
keinen Auftrag mehr annimmt, fällt somit unter § 903 ZPO.

Die Beendigung der Vertragsbeziehung mit der Firma Ge-
rüstbau hat die Gläubigerin auch glaubhaft gemacht, und der
mit ihrem Anliegen bekannt gemachte Schuldner hat sich im
Beschwerdeverfahren nicht geäußert.

§§ 766, 807 ZPO; 60 Abs. 3, 185 o GVGA

1. Der Gerichtsvollzieher kann im Wege der Erinnerung
gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung
durch das Vollstreckungsgericht angewiesen werden,
den Schuldner zur Nachbesserung des abgegebenen
Vermögensverzeichnisses zu laden. Ein entsprechender
vorhergehender Antrag beim Gerichtsvollzieher ist
nicht notwendig.

2. Die Angabe im Vermögensverzeichnis, er lebe von der
„Gutmütigkeit“ seiner Ehefrau, ist nicht ausreichend.
Der Schuldner hat hierzu konkret anzugeben, auf wel-
che Art und in welcher Höhe er durch seine Ehefrau
unterstützt wird, insbesondere dann, wenn er weiter
angibt, seinen Kindern Naturalunterhalt zu leisten.

LG Chemnitz, Beschl. v. 6. 6. 2005
– 3 T 218/05 –
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gem. § 793 ZPO statthafte sofortige Beschwerde der
Gläubigerin ist zulässig.

Das Rechtsmittel hat Erfolg.

Ist das vom Schuldner abgegebene Vermögensverzeichnis
unvollständig, so kann der Gläubiger auch im Wege der Voll-
streckungserinnerung gem. § 766 ZPO den Antrag stellen, den
Gerichtsvollzieher zur Abnahme eines vollständigen Vermö-
gensverzeichnisses anzuweisen. Auf den Weg der Beantra-
gung der Vervollständigung bzw. Nachbesserung des Vermö-
gensverzeichnisses beim Gerichtsvollzieher kann der Gläubi-
ger im Erinnerungsverfahren gem. § 766 ZPO nicht verwiesen
werden (vgl. Beschluss des LG Hildesheim vom 19. 8. 1999
sowie Beschluss des LG Chemnitz vom 9. 11. 1999, abgedr. in
DGVZ 2000, S. 37 f.).

Aus dem Vorgenannten ergibt sich, dass die Gläubigerin
entgegen der geäußerten Auffassung des Amtsgerichts auch im
Wege der Vollstreckungserinnerung gem. § 766 ZPO eine
Vervollständigung des Vermögensverzeichnisses verlangen
kann. Der Gläubigerin kann der Weg der Vollstreckungserin-
nerung nicht wegen fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses ver-
sagt werden, da sie auch eine Nachbesserung des Vermögens-
verzeichnisses bei der Gerichtsvollzieherin beantragen könnte.

Der Schuldner ist zur Nachbesserung (Ergänzung) seines
Vermögensverzeichnisses verpflichtet, wenn er ein lückenhaf-
tes, ungenaues oder unklares Vermögensverzeichnis vorgelegt
hat, es mithin nicht so vollständig ausgefüllt hat, wie das nach
dem Zweck des § 807 ZPO für die Kenntnis des Gläubigers
zum Zugriff auf angegebene Vermögenswerte erforderlich ist
(vgl. Zöller, ZPO, 25. Aufl., § 903 ZPO Rdnr. 14).

Im vorliegenden Fall ist das Vermögensverzeichnis bezüg-
lich der im Tenor ausgesprochenen Punkte ungenau bzw. wi-
dersprüchlich. Der Schuldner hat im Vermögensverzeichnis
angegeben, dass er von der „Gutmütigkeit“ seiner Ehefrau le-
be. Er hat nicht dargetan, wie die Unterstützung durch seine
Ehefrau bzw. eventuell durch Dritte erfolgt. Um der Gläubige-
rin die Möglichkeit zu geben, eventuelle Zugriffsmöglichkei-
ten auf dem Schuldner gewährte Leistungen zu prüfen, hat der
Schuldner im Vermögensverzeichnis konkret anzugeben, auf
welche Art und in welcher Höhe der Schuldner durch seine
Ehefrau bzw. von Dritten unterstützt wird, um seinen Lebens-
unterhalt zu bestreiten. Gleiches trifft auch für den Punkt zu,
dass der Schuldner angegeben hat, dass er seinen Kindern Na-
turalunterhalt leistet, andererseits mitgeteilt hat, einkommens-
los zu sein. Auch diesen Widerspruch hat der Schuldner durch
Ergänzung seines Vermögensverzeichnisses aufzuklären. Er
hat insbesondere anzugeben, mit welchem Einkommen er den
seinen Kindern gewährten Naturalunterhalt finanziert.

Da das vom Schuldner abgegebene Vermögensverzeichnis
bezüglich der vorgenannten Punkte lückenhaft bzw. wider-
sprüchlich ist, war die Gerichtsvollzieherin anzuweisen, be-
züglich der ergänzungsbedürftigen Punkte eine vollständige
Abnahme des Vermögensverzeichnisses vorzunehmen.

Art. 13 GG; §§ 885 ZPO; 149, 150 ZVG; 180 GVGA

Für die Durchführung der Räumung gegenüber einem er-
wachsenen Kind des Schuldners bedarf es eines ausdrück-
lichen Räumungstitels.

LG Heilbronn, Beschl. v. 29. 9. 2004
– 1 T 308/04 St –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Auf Antrag der Gläubigerin ordnete das Amtsgericht die Zwangs-
verwaltung über das der Schuldnerin gehörende Grundstück an, be-
stellte zum Zwangsverwalter den Rechtspfleger und ermächtigte den
Verwalter, sich den Besitz des Grundbesitzes selbst zu verschaffen
(§ 150 Abs. 2 ZVG). Mit Bericht vom 4. 11. 2001 teilte der Verwalter
dem Vollstreckungsgericht mit, dass er sich zum Zwecke der Besitz-
ergreifung zum beschlagnahmten Grundbesitz begeben hat. Für die
Schuldnerin war lediglich deren Lebensgefährte anwesend, da die
Schuldnerin wegen eines Gehirnschlages im Krankenhaus lag. Die
erste Wohnung im Obergeschoss des Wohn- und Geschäftshauses be-
wohnte die Schuldnerin selbst. Der Zwangsverwalter teilte mit, dass er
das Wohnrecht der Schuldnerin nach § 149 ZVG anerkenne. Laut
Auskunft des Einwohnermeldeamtes waren zu diesem Zeitpunkt unter
der Adresse sowohl die Schuldnerin als auch deren Sohn, der Be-
schwerdeführer, polizeilich gemeldet.

Mit Beschluss vom 4. 4. 2003 wurde für die Schuldnerin unter an-
derem für die Aufgabenkreise der Besorgung der Gesundheitsfürsor-
ge, der Ausübung des Aufenthaltsbestimmungsrechts sowie Vermö-
gens- und Wohnungsangelegenheiten durch das Vormundschaftsge-
richt Heilbronn die Betreuung über die Schuldnerin unter Bestellung
des Betreuers angeordnet. Ausweislich des Beschlusses des Vormund-
schaftsgerichts sollte eine Beschlussausfertigung auch an den Sohn
der Schuldnerin zugestellt werden. Mit Schreiben vom 15. 8. 2003
forderte der Zwangsverwalter den Betreuer der Schuldnerin unter Be-
zugnahme auf mehrere Telefonate zur Räumung der Wohnung auf, da
die Schuldnerin ihren Lebensmittelpunkt in der beschlagnahmten
Wohnung krankheitsbedingt auf Dauer aufgegeben habe und damit
das Wohnrecht nach § 149 ZVG erloschen sei.

In einem weiteren Schreiben des Zwangsverwalters an das Voll-
streckungsgericht vom 14. 11. 2003 teilte er mit, dass sich in der Woh-
nung der Schuldnerin noch deren Lebensgefährte, der zum Hausstand
der Schuldnerin zähle, aufhalte. Er beantragte für die vollständige Be-
sitzergreifung eine richterliche Erlaubnis hierzu mit dem Ziel, dem
Lebensgefährten den Besitz an der Wohnung zu entziehen und sodann
im Einvernehmen mit dem Betreuer der Schuldnerin den Hausrat der
Schuldnerin zu entsorgen. Mit Schreiben vom 15. 12. 2003 teilte der
Betreuer dem Zwangsverwalter mit, dass ausweislich eines ärztlichen
Gutachtens des Hausarztes der Schuldnerin vom 12. September 2003
festgestellt worden sei, dass die Schuldnerin auf Dauer pflegebedürf-
tig sei, im Pflegeheim versorgt werden müsse und nicht mehr in ihrer
Wohnung leben könne. Dieses habe er dem Notariat mitgeteilt, ferner
dem Zwangsverwalter, dass die Schuldnerin alle für ihr jetziges Leben
benötigten Dinge habe und die Sachen in der ehemaligen gemeinsa-
men Wohnung ihrem Lebensgefährten überlasse. Ferner bestätigte er,
dass alleine Herr A. in der Wohnung lebe und der Zwangsverwalter
das Eintreiben der Miete oder die Räumungsklage gegen diesen ver-
anlassen könne. Das ärztliche Attest des Hausarztes lautet wie folgt:
„Hiermit bestätige ich, dass sich bei Frau A. der Gesundheitszustand
nicht verbessert hat, so dass man davon ausgehen muss, dass sie wei-
terhin im Pflegeheim versorgt werden muss und nicht mehr in ihrer
Wohnung leben kann.“ Mit Schreiben vom 16. 12. 2003 nahm der
Zwangsverwalter den Antrag auf Besitzeinweisung in die Wohnung
der Schuldnerin gegenüber deren Lebensgefährten zurück. Unter dem
27. 2. 2004 erwirkte der Zwangsverwalter gegen den Lebensgefährten
der Schuldnerin ein Räumungsurteil betreffend die Wohnung im ers-
ten Obergeschoss des Gebäudes. Unter anderem führte das Amtsge-
richt in den Gründen seiner Entscheidung auf, dass die Schuldnerin
das ihr nach § 149 Abs. 1 ZVG zustehende Wohnrecht aufgrund ihres
Gesundheitszustandes, der eine dauernde Unterbringung in einer Pfle-
geeinrichtung erforderlich mache, wozu sich der Betreuer auch ent-
schieden habe, verloren habe. Auch könne ausschließlich der Schuld-
ner das Wohnrecht aus § 149 Abs. 1 ZVG persönlich ausüben und
nicht auf den Lebensgefährten übertragen.

Mit Schreiben vom 20. 6. 2004 wandte sich der Sohn der Schuld-
nerin an den Gerichtsvollzieher wegen der Räumung der Wohnung und
teilte mit, nach wie vor seien sämtliche Möbel und Gegenstände seiner
Mutter in der Wohnung, eine Räumung scheide mangels Räumungs-
titels gegen seine Mutter aus. Daraufhin beantragte der Zwangsverwal-
ter beim Vollstreckungsgericht den Erlass einer richterlichen Voll-
streckungserlaubnis auf Besitzeinweisung in die beschlagnahmte
Wohnung unter Hinweis auf das Grundrecht der Unversehrtheit der
Wohnung. Der Zwangsverwalter beantragte ferner, für die Vollstre-



168 DGVZ 2005, Nr. 11

ckung die Person, gegen die vollstreckt werden soll, genau zu benen-
nen, da der Begriff Hausstand zu ungenau sei.

Ohne Anhörung der Gläubigerin, der Schuldnerin und des Soh-
nes der Schuldnerin erließ das Amtsgericht Heilbronn unter dem
12. 7. 2004 folgenden Beschluss: „Dem Zwangsverwalter wird ge-
stattet, die Besitzergreifung des Grundstücks … straße … gemäß
§ 150 ZVG i. V. m. Artikel 13 Abs. 2 GG – zwangsweise Öffnung
der Räumlichkeiten auf dem beschlagnahmten Grundstück – vorzu-
nehmen.“ In den Gründen wird darauf hingewiesen, dass diese Ent-
scheidung auf § 150 Abs. 2 ZVG beruhe. Dem Sohn der Schuldnerin
stehe als erwachsenem Kind ein eigenständiges Besitzrecht nicht zu:
Einem erwachsenen Kind, das nach Eintritt der Volljährigkeit wei-
terhin in der elterlichen Wohnung wohne, stehe mangels eigenem
Besitzwillen ein selbständiges Besitzrecht an den Räumen nicht zu.
Eines eigenständigen Räumungstitels bedürfe es daher nicht, viel-
mehr genüge der Anordnungsbeschluss vom 17. Oktober 2001 für
die Räumung. Der Sohn könne auch kein eigenständiges Besitzrecht
von der Schuldnerin ableiten: Durch deren dauernde Einweisung in
die stationäre Pflege habe diese ihr unentgeltliches Wohnrecht nach
§ 149 ZVG verloren, so dass sich auch ihr Sohn nicht mehr auf ein
Besitzrecht berufen könne.

Eine Zustellung dieser Entscheidung an den Sohn der Beschwer-
deführerin wurde nicht veranlasst. Auch befindet sich in den Akten
kein Zustellungsnachweis. Ausweislich des Abvermerks der Ge-
schäftsstelle wurde dieser Beschluss am 19. Juli 2004 zur Post ge-
geben.

Am 2. 8. 2004 ging sodann vom Sohn der Schuldnerin gegen den
Beschluss des Amtsgerichts ein Beschwerdeschreiben ein mit der
Begründung, der Schutz des Schuldners gemäß § 149 ZVG erstrecke
sich auch auf die Familienangehörigen, also auch auf den Beschwer-
deführer als Sohn. Das gelte auch, wenn der Schuldner während des
Verfahrens ausziehe, ein Angehöriger aber in der Wohnung bleibe.
Mit dem Auszug seiner Mutter hätten die verbleibenden Ange-
hörigen selbstverständlich einen eigenen Besitzwillen. Im Übrigen
werde die Unterbringung seiner Mutter im Heim im Auftrag des
Landgerichts von einem Arzt überprüft. Lediglich deshalb versuche
der Zwangsverwalter so plötzlich und ohne Gerichtsverfahren, ihn
aus der Wohnung zu bekommen, so dass seine Mutter im Heim
bleiben müsse.

Mit Beschluss vom 12. 8. 2004 legte das Amtsgericht nach Nicht-
abhilfe der Beschwerde die Akten dem Landgericht zur Entscheidung
vor. In dem vor dem Landgericht laufenden Beschwerdeverfahren be-
treffend die Betreuung der Schuldnerin ergab das vom Landgericht
eingeholte psychiatrische Gutachten vom 5. August 2004, dass beim
vorliegenden Gesundheitszustand der Schuldnerin eine stationäre
Heimpflege unter gewissen Umständen für entbehrlich und eine häus-
liche Versorgung für möglich gehalten wird.

Der Beschwerdeführer selbst teilte mit, dass die Voraussetzungen
für eine Pflege seiner Mutter zu Hause erfüllt würden. Er selbst wohne
in der Wohnung seit vielen Jahren, was der Zwangsverwalter genau
gewusst habe. Lediglich auf dessen „dumme Frage“ hin habe er ihm
entsprechend „dumm“ geantwortet. Er versicherte an Eides statt, dass
er in der … straße ständig wohne und keine andere Wohnung habe. Im
Übrigen äußerte er die Auffassung, dass zur Zwangsräumung eine ge-
gen ihn gerichtete Vollstreckungsklausel notwendig sei. Wenn sein
Besitzrecht hingegen unselbständig und lediglich von seiner Mutter
abgeleitet sei, sei ein Räumungstitel gegen seine Mutter notwendig.
Eine weitere Auskunft des Einwohnermeldeamts vom 16. 9. 2004 er-
gab, dass der Beschwerdeführer nach wie vor unter der Adresse
… straße in … gemeldet ist.

Mit Beschluss vom 27. 9. 2004 hat der Einzelrichter wegen der
grundsätzlichen Bedeutung der Sache die Entscheidung über die Be-
schwerde auf die Kammer übertragen.

I. Die gemäß § 793 ZPO statthafte sofortige Beschwerde
ist auch im Übrigen zulässig.

Zwar ist der Beschwerdeführer als Sohn der Schuldnerin
nicht unmittelbar Beteiligter im Sinne des § 9 ZVG, insbeson-
dere auch nicht gemäß § 9 Nr. 2 ZVG. Da sich der Beschwer-
deführer aber auf ein eigenes bzw. von der Schuldnerin, seiner
Mutter, abgeleitetes Wohnrecht nach § 149 Abs. 1 ZVG beruft

und es um die Räumung der von ihm nach seinem Vortrag be-
wohnten Wohnung im Zwangsverwaltungsverfahren geht,
hält die Kammer eine analoge Anwendung des § 9 Nr. 2 ZVG
– auch schon wegen der Bedeutung des Artikel 13 GG – für
angezeigt. Letztlich ist derjenige, der sich auf das gesetzliche
Wohnrecht des § 149 Abs. 1 ZVG berufen kann demjenigen
gleichzustellen, dem aufgrund eines Mietrechts das Grund-
stück überlassen ist.

II. Auch in der Sache erweist sich die sofortige Beschwer-
de als begründet.

a) Soweit das Amtsgericht im angefochtenen Beschluss der
Auffassung ist, zur Räumung der Wohnung im ersten Oberge-
schoss bedürfe es keines gesonderten Räumungstitels gegen-
über dem zur Hausstand der Schuldnerin gehörenden Sohn,
vermag die Kammer dieser Rechtsauffassung nicht zu folgen.

Bei dem Wohnrecht für den Schuldner und dessen zu sei-
nem Hausstand gehörenden Personen, die zum Zeitpunkt der
Zwangsverwaltung mit dem Schuldner die Wohnung benutzen
(Stöber, 17. Auflage, ZVG, § 149 Rdnr. 2.2; Böttcher, ZVG,
§ 149 Rdnr. 3), handelt es sich um ein gesetzliches Wohn-
recht.

Auch wenn es sich dabei grundsätzlich um ein vom
Schuldner des Zwangsverwaltungsverfahrens abgeleitetes
Wohnrecht handelt, kann sich dieses doch insoweit verselb-
ständigen, dass ein Mitglied des Hausstandes sich selbständig
auf dieses Wohnrecht berufen kann: So entspricht es allgemei-
ner Auffassung, dass z. B. dann, wenn sich der Schuldner
während des Zwangsverwaltungsverfahrens von seinem Ehe-
partner trennt oder stirbt, dem Ehepartner oder zu diesem Zeit-
punkt in der Wohnung lebenden Personen das Wohnrecht
nach § 149 Abs. 1 ZVG bleibt (vgl. Stöber a. a. O., § 149 ZVG
Rdnr. 2.2; Böttcher, § 149 ZVG Rdnr. 3; Steiner/Hagemann
§ 149 ZVG Rdnr. 4; Mohrbutter/Trischler, die Zwangsver-
steigerungs- und Zwangsverwaltungspraxis, Anmerkung 2 zu
§ 153 ZVG).

Hinzu kommt, dass auch die Begründung des Amtsgerichts
dahingehend, dass der Beschwerdeführer mangels eigenem
Besitzwillen betreffend die zu räumende Wohnung kein eige-
nes Besitzrecht geltend machen könne, nicht zu überzeugen
vermag: So bezieht sich die zitierte Kommentarstelle lediglich
auf den Fall, dass bei einem Zusammenwohnen von Eltern und
volljährigen Kindern sich mit der Volljährigkeit der Kinder
nach der Verkehrsauffassung grundsätzlich aus der bloßen,
weiteren Mitbenutzung der Mieträumlichkeiten nicht ein eige-
ner Besitzwille herleiten lässt. Auch geht das Amtsgericht er-
sichtlich davon aus, dass das Wohnrecht der Schuldnerin und
Mutter des Beschwerdeführers erloschen ist, so dass bereits
aus diesem Grund nahe liegt, dass der Beschwerdeführer, der
sich ausdrücklich auf ein eigenes Wohnrecht aus § 149 Abs. 1
ZVG beruft, einen eigenen Besitzwillen kund tut. Im Übrigen
ist zu berücksichtigen, dass die Schuldnerin jedenfalls seit ge-
raumer Zeit aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der
Wohnung wohnt und durch ihren Betreuer hat mitteilen lassen,
auf absehbare Zeit nicht mehr in die Wohnung zurückkehren
zu können. Unter diesen Umständen ist nach der Verkehrsauf-
fassung aber davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer,
der seinen Angaben zur Folge die Wohnung nach wie vor be-
wohnt, einen eigenen Besitzwillen äußert.

Bei dieser Sachlage und unter Berücksichtigung des Um-
standes, dass es sich bei dem Rechtsanspruch des Schuldners
aus § 149 Abs. 1 ZVG um eine faktische Unterhaltsgewäh-
rung aus Billigkeitsgründen für den Schuldner als Eigen-
tümer handelt (vgl. BGH NJW 1995, 2846 ff.) sowie unter
Berücksichtigung des besonderen, grundrechtlichen Schutzes
der Wohnung (Artikel 13 GG) erscheint es der Kammer
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keinesfalls als ausreichend, für die Räumung einer Wohnung,
gegen die eine zum Hausstand des Schuldners gehörende
Person Einwendungen erhebt, alleine auf die allgemeine
Ermächtigung aus § 150 Abs. 2 ZVG zurückzugreifen. Ab-
gesehen davon, das Artikel 13 Abs. 1 GG die Notwendigkeit
einer richterlichen Vollstreckungsgenehmigung/Räumungs-
anordnung gebietet, erfolgt die Durchführung der Räumung
durch einen vom Zwangsverwalter beauftragten Gerichtsvoll-
zieher nach § 885 ZPO. Hierbei wiederum ist die Entschei-
dung des Bundesgerichtshofes vom 25. Juni 2004 zu berück-
sichtigen: Danach kann aus einem Räumungstitel gegen den
Mieter einer Wohnung der Gläubiger nicht gegen einen im
Titel nicht aufgeführten Dritten vollstrecken, wenn dieser
Dritte Mitbesitzer ist (vgl. BGH WM 2004, 1696 ff.). Diese
von der Beschwerdekammer des Landgerichts Heilbronn
bereits mit Beschluss vom 9. Februar 2004 vertretene Rechts-
auffassung (vgl. Rpfleger 2004, 431 ff.) ist nach Auffassung
der Beschwerdekammer auf den vorliegenden Fall, in dem
eine andere Person als die Schuldnerin selbst sich auf das
Wohnrecht des § 149 Abs. 1 ZVG beruft, entsprechend zu
übertragen. Mit anderen Worten: Für die Durchführung der
Räumung gegenüber dem Beschwerdeführer als Sohn der
Schuldnerin bedarf es eines ausdrücklichen Räumungstitels
auch gegenüber dem Beschwerdeführer. Die allgemeine Er-
mächtigung aus § 150 Abs. 2 ZVG im Anordnungsbeschluss
ermöglicht damit keine Räumung gegenüber dem Beschwer-
deführer. Im Übrigen enthält der angefochtene Beschluss ge-
rade keinen Vollstreckungstitel gegenüber dem Beschwerde-
führer als Sohn der Schuldnerin.

b) Die Kammer ist darüber hinaus der Auffassung, dass
ein solcher, gesonderter Vollstreckungstitel gegen den Be-
schwerdeführer nicht durch das Vollstreckungsgericht und
damit auch nicht durch das Beschwerdegericht geschaffen
werden kann, sondern hierzu vielmehr ein eigenes Erkennt-
nisverfahren erforderlich ist, wie es der Zwangsverwalter im
Übrigen offensichtlich auch gegenüber dem Lebensgefährten
der Schuldnerin vor dem Amtsgericht Heilbronn durchge-
führt hat. Eine diesbezügliche Entscheidungsbefugnis des
Vollstreckungsgerichts ergibt sich auch nicht aus § 149
Abs. 2 ZVG: Diese Bestimmung regelt lediglich den Sonder-
fall einer Räumungsanordnung bei einer Gefährdung der
Zwangsverwaltung durch den Schuldner oder eine zu dessen
Hausstand gehörende Person und ist als Ausnahmevorschrift
eng auszulegen. Auch der Weg einer Anordnung nach § 153
ZVG (Anweisung des Vollstreckungsgerichts) kann nicht da-
zu führen, gegen einen dritten Besitzer, der nicht als Schuld-
ner im Zwangsverwaltungsverfahren beteiligt ist, einen Räu-
mungstitel betreffend Wohnraum zu schaffen. Der Zwangs-
verwalter bzw. die betreibende Gläubigerin sind deshalb auf
ein eigenes Erkenntnisverfahren gegen den Beschwerdefüh-
rer zu verweisen.

c) Lediglich hilfsweise weist die Kammer darauf hin, dass
sie es als problematisch ansieht, ob aus der Erklärung des
Betreuers gegenüber dem Zwangsverwalter am 15. Dezem-
ber 2003 ein endgültiger Verzicht auf das Wohnungsrecht
nach § 149 Abs. 1 ZVG ohne weiteres herausgelesen werden
kann: Diesem Schreiben kann nach Auffassung der Kammer
allenfalls eine Äußerung dahin gehend entnommen werden,
dass die Schuldnerin selbst die Wohnung im ersten Ober-
geschoss nicht mehr selbst wird bewohnen können. Diesem
Schreiben kann aber kein umfassender Verzicht auf das
Wohnrecht aus § 149 Abs. 1 ZVG – das, wie oben bereits
dargelegt, auch den Mitgliedern des Hausstandes der Schuld-
nerin zusteht – entnommen werden.

Jedenfalls aber kann sich der Beschwerdeführer als Sohn
der Schuldnerin selbständig ebenfalls auf das Recht aus
§ 149 Abs. 1 ZVG berufen, wenn er tatsächlich in dieser

Wohnung lebt. Dafür sprechen zum Einen die vorliegenden
Auskünfte des Einwohnermeldeamtes wie auch der Umstand,
dass im Betreuungsverfahren betreffend die Schuldnerin als
Zustelladresse des Sohnes ebenfalls die … straße angegeben
war. Zum anderen hat der Beschwerdeführer auch an Eides
statt versichert, durchgehend bis heute in der streitgegen-
ständlichen Wohnung zu wohnen.

§§ 807 ZPO; 185 o GVGA

Kann die Gläubigerin zuverlässig erkennen, dass auf
Grund der im Vermögensverzeichnis gemachten Angaben
keine Vollstreckungsmöglichkeit besteht, fehlt ein Rechts-
schutzinteresse für eine Nachbesserung des Vermögens-
verzeichnisses. Hat die Schuldnerin bereits Angaben
zum Nettoeinkommen ihres Ehemannes und der Anzahl
der unterhaltsberechtigten Kinder gemacht, kann eine
namentliche Bezeichnung des Ehemannes demnach nicht
verlangt werden.

LG Koblenz, Beschl. v. 17. 8. 2005
– 2 T 543/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung gegen die
Schuldnerin aus einem Vollstreckungsbescheid.

Die Schuldnerin hat für einen anderen Gläubiger die eidesstatt-
liche Versicherung abgegeben. Dabei hat sie angegeben, verheiratet
und zurzeit als Hausfrau tätig zu sein. Sie hat ferner angegeben, ihr
Ehemann erziele ein monatliches Nettoeinkommen von ca. l 500 Euro
und es seien drei unterhaltsberechtigte Kinder vorhanden.

Die Gläubigerin beantragte gegenüber dem Gerichtsvollzieher, die
Schuldnerin erneut zur Nachbesserung des Vermögensverzeichnisses
zu laden. Sie beabsichtige, einen eventuellen Taschengeldanspruch
der Schuldnerin gegenüber ihrem Ehemann zu pfänden und benötige
dafür Namen und Anschrift des Ehemanns der Schuldnerin. Der Ge-
richtsvollzieher hat den Antrag zurückgewiesen mit der Begründung,
die Schuldnerin habe ein vollständiges, genaues und in sich wider-
spruchsfreies Vermögensverzeichnis abgegeben.

Dagegen hat die Gläubigerin Erinnerung eingelegt.

Mit dem angegriffenen Beschluss hat der Amtsrichter die Erin-
nerung der Gläubigerin zurückgewiesen mit der Begründung, weitere
Angaben zum Ehegatten erübrigten sich, weil davon auszugehen sei,
dass dem haushaltsführenden Ehegatten sicher kein Taschengeld-
anspruch zustehe, weil das Familieneinkommen schon durch den
notwendigen Grundbedarf der Familienmitglieder restlos aufgezehrt
werde.

Dagegen wendet sich die sofortige Beschwerde der Gläubigerin,
mit der sie ihr bisheriges Vorbringen wiederholt.

Das Amtsgericht hat der sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen
und die Sache der Kammer zur Entscheidung vorgelegt.

Die nach §§ 793, 569, 567 ZPO zulässige sofortige Beschwerde
hat in der Sache keinen Erfolg.

Der Gerichtsvollzieher hat zu Recht eine Nachbesserung
der eidesstattlichen Versicherung durch die Schuldnerin ab-
gelehnt. Der Gläubigerin steht aus den zutreffenden Gründen
des angefochtenen Beschlusses, denen sich die Kammer
anschließt, kein Anspruch auf Nachbesserung zu.

Ein Antrag auf Nachbesserung kann nach allgemeiner
Ansicht nur bei Unvollständigkeit oder unklaren Erklärungen
Erfolg haben. Erforderlich ist dazu, dass der Schuldner zuläs-
sige Fragen nicht oder zu unbestimmt beantwortet hat oder
Anlass für die Annahme besteht, dass der Schuldner über Ver-
mögen verfügt, nach dem nicht gefragt wurde. Das Nachbes-
serungsverfahren ist nicht anzuwenden, wenn der Schuldner
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bei der Angabe der Vermögensverhältnisse die Fragen unrich-
tig beantwortet hat, indem er Vermögenswerte verschwiegen
hat (Musielak/Voit, ZPO, 4. Aufl., § 903 Rdnr. 8 m. w. N.;
Zöller/Stöber, ZPO, 24. Aufl., § 903 Rdnr. 14; a. A. LG Kob-
lenz DGVZ 1998, 76 für den Grenzfall, dass durch die falsche
Bezeichnung des Forderungsschuldners die Frage nach dem
wirklichen Schuldner nicht beantwortet wurde).

Vorliegend hat die Schuldnerin erklärt, verheiratet und
Hausfrau zu sein. Sie hat ferner Angaben zum Nettoeinkom-
men ihres Ehemanns gemacht sowie die Anzahl der unter-
haltsberechtigten Kinder mitgeteilt.

Damit hat sie vollständige und ausreichende Angaben ge-
macht. Die Gläubigerin kann aufgrund dieser Angaben zuver-
lässige Kenntnis von der Vermögenssituation der Schuldnerin
erlangen und erkennen, dass derzeit unter keinem Gesichts-
punkt eine Vollstreckungsmöglichkeit besteht, auch nicht in
den angeblichen Taschengeldanspruch. Auf die zutreffenden
Ausführungen in dem angegriffenen Beschluss, denen sich die
Kammer anschließt, wird zur Vermeidung von Wiederholun-
gen verwiesen. Für eine Nachbesserung des Vermögensver-
zeichnisses fehlt es an einem Rechtsschutzinteresse.

Nach alledem war die sofortige Beschwerde mit der sich
aus § 97 Abs. 1 ZPO ergebenden Kostenfolge zurückzuweisen.

§§ 758 a, 883, 892 ZPO; 107, 179, 184 GVGA

Bei der Zwangsvollstreckung zur Wegnahme eines in der
Schuldnerwohnung installierten Gaszählers, aber auch
zur Duldung einer Handlung in der Wohnung des Schuld-
ners, bedarf es, soweit der Schuldner hierzu nicht einwil-
ligt, einer richterlichen Durchsuchungsanordnung.

LG Chemnitz, Beschl. v. 20. 7. 2005
– 3 T 666/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß § 793 ZPO statthafte sofortige Beschwerde der
Gläubigerin ist zulässig. Die sofortige Beschwerde hat keinen
Erfolg und ist deshalb zurückzuweisen.

Das Amtsgericht hat zu Recht die gegen die Tätigkeit des
Gerichtsvollziehers eingelegte Vollstreckungserinnerung der
Gläubigerin gemäß § 766 ZPO zurückgewiesen, da die Ver-
fahrensweise des Gerichtsvollziehers beanstandungsfrei ist.

Nach § 758 Abs. 1 Satz 1 ZPO darf die Wohnung des Schuld-
ners ohne dessen Einwilligung nur aufgrund einer Anordnung
des Richters bei dem Amtsgericht durchsucht werden, in des-
sen Bezirk die Durchsuchung erfolgen soll.

Auch bei der Zwangsvollstreckung zur Duldung einer Hand-
lung in der Wohnung des Schuldners bedarf es anstelle der
Einwilligung des Schuldners einer richterlichen Durchsu-
chungsanordnung. Dies gilt auch für den Zutritt zur Wohnung
des Schuldners zu einem Gaszähler zur Sperrung sowie zur
Demontage und Wegnahme des in der Schuldnerwohnung in-
stallierten Gaszählers (vgl. Zöller/Stöber, Kommentar zur
ZPO, 25. Aufl., § 758 a ZPO Rdnr. 6).

Unter Beachtung des Vorgenannten ergibt sich hier, dass der
Gerichtsvollzieher zutreffend von der weiteren Vollstreckung
(Sperrung und Ausbau des Gaszählers im Einfamilienhaus des
Schuldners) abgesehen hat, da der Schuldner die Durchsu-
chung der Wohnung verweigerte und eine richterliche Durch-
suchungsanordnung gemäß § 785 a ZPO fehlte. Der Gerichts-
vollzieher konnte beim weiteren Aufsuchen des Schuldners
zur Entgegennahme eines vom Schuldner angekündigten Teil-

betrages der Forderung aufgrund des beim ersten Aufsuchen
verweigerten Einverständnisses zur Durchsuchung der Woh-
nung durch den Schuldner davon ausgehen, dass der Schuld-
ner auch beim zweiten Aufsuchen der Wohnung die Durch-
suchung verweigert. Der Gerichtsvollzieher hat entgegen der
Auffassung der Gläubigerin die Zwangsvollstreckung auch
nicht wegen der Zahlung eines Teilbetrages der Hauptforde-
rung eingestellt, sondern, wie sich aus der Stellungnahme des
Gerichtsvollziehers ergibt, wegen des fehlenden Einverständ-
nisses des Schuldners zur Wohnungsdurchsuchung von der
weiteren Vollstreckung abgesehen. Der Gerichtsvollzieher
war aufgrund der ausdrücklich erklärten Verweigerung der
Zustimmung zur Wohnungsdurchsuchung sowie aufgrund des
Fehlens einer Durchsuchungsanordnung gemäß § 758 a ZPO
gehalten, von der weiteren Vollstreckung abzusehen und diese
einzustellen.

Weitere Vollstreckungshandlungen des Gerichtsvollziehers
zur Sperrung der Gasversorgung und zum Ausbau des Gas-
zählers wären aufgrund der Verletzung der Vorschrift des
§ 758 a Abs. 1 ZPO rechtswidrig gewesen.

Da das vom Gerichtsvollzieher beachtete Verfahren rechtmä-
ßig war, hatte das Amtsgericht zu Recht die Vollstreckungs-
erinnerung der Gläubigerin zurückgewiesen. Demgemäß ist
auch die sofortige Beschwerde hiergegen zurückzuweisen.

§§ 788, 806 b ZPO; 109, 186 Abs. 6 GVGA; Nr. 1000 VV-
RVG

Das Einverständnis des Gläubigers, durch den Gerichts-
vollzieher eine Forderung im Rahmen der Zwangsvollstre-
ckung in Raten beim Schuldner einzuziehen, ist eine Ver-
fahrenserklärung, die gegenüber dem Gerichtsvollzieher
abgegeben wird. Ein die Einigungsgebühr nach Nr. 1000
VV-RVG auslösender Vertrag zwischen den Parteien lässt
sich hierdurch nicht begründen.

LG Koblenz, Beschl. v. 21. 6. 2005
– 2 T 388/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betrieb gegen die Schuldnerin die Zwangsvoll-
streckung wegen einer Hauptforderung in Höhe von 2 411,93 Euro
nebst Zinsen und Kosten. Ausweislich des Zwangsvollstreckungspro-
tokolls des Gerichtsvollziehers erklärte die Schuldnerin, Ratenzahlun-
gen leisten zu wollen. Daraufhin wies der Gerichtsvollzieher die
Schuldnerin an, monatliche Teilzahlungen in Höhe von 1 000,00 Euro
an ihn zu leisten. Auf die Anfrage des Gerichtsvollziehers, ob die
Gläubigerin mit der Ratenzahlung einverstanden sei, antwortete deren
Verfahrensbevollmächtigter:

„In obiger Sache bin ich damit einverstanden, dass die Schuldnerin
monatliche Raten in Höhe von 1 000,00 Euro beginnend ab Mitte
Dezember 2004 zahlt unter der Voraussetzung, dass die Zahlun-
gen regelmäßig und fristgerecht hier eingehen. Die Schuldnerin
hat daneben die Kosten der Zahlungsvereinbarung zu tragen, näm-
lich eine Einigungsgebühr gemäß

VV 1000 RVG mit 283,50 Euro

zuzüglich Auslagen, VV 7002 RVG 20,00 Euro

303,50 Euro

16 % MwSt. VV 7008 RVG 48,56 Euro

352,06 Euro

Sollte die Schuldnerin mit der Zahlung auch nur eine Rate länger
als 3 Tage in Verzug kommen, wird der gesamte Restbetrag auf
einmal fällig.“
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Die Gläubigerin verlangt nun von dem Gerichtsvollzieher, von der
Schuldnerin eine Gebühr gemäß Nr. 1000 VV zum RVG in Höhe von
352,06 Euro zu vollstrecken. Sie ist der Auffassung, sie habe ihr Ein-
verständnis zur Ratenzahlung nur unter der Bedingung erklärt, dass
die Schuldnerin die Kosten dieser Vereinbarung, nämlich die Eini-
gungsgebühr nach Nr. 1000 VV, zahle. Die Gebühr sei angefallen für
die Mitwirkung ihres Verfahrensbevollmächtigten bei dem Zustande-
kommen der Ratenzahlungsvereinbarung.

Der Gerichtsvollzieher hat die Vollstreckung einer Einigungsge-
bühr abgelehnt. Die hiergegen gerichtete Erinnerung der Gläubigerin
hat das Amtsgericht mit dem angefochtenen Beschluss zurückgewie-
sen. Hiergegen wendet sich die Gläubigerin mit ihrer sofortigen Be-
schwerde, der das Amtsgericht nicht abgeholfen hat.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig (§§ 793, 567, 569
ZPO), sie hat in der Sache aber keinen Erfolg. Zu Recht und
mit zutreffender Begründung hat das Amtsgericht die Erinne-
rung der Gläubigerin zurückgewiesen. Die Kammer nimmt
insoweit Bezug auf die Begründung des angefochtenen Be-
schlusses. Das weitergehende Beschwerdevorbringen recht-
fertigt keine abweichende Beurteilung:

a) Die so genannte „Einigungsgebühr“ gemäß Ziffer 1000
VV zum RVG ersetzt die vor In-Kraft-Treten des RVG gel-
tende Vergleichsgebühr gemäß § 23 BRAGO. Vorausset-
zung für das Entstehen der Einigungsgebühr ist ein „Ver-
trag, durch den der Streit oder die Ungewissheit der Partei-
en über ein Rechtsverhältnis beseitigt wird“.

b) Im vorliegenden Fall fehlt es bereits an einer Verein-
barung, die geeignet wäre, Streit oder Ungewissheit der
Parteien über ein Rechtsverhältnis zu beseitigen. Wegen
des vollstreckbaren Titels fehlt es gerade an einer solchen
Ungewissheit. Die Kammer verkennt dabei nicht, dass sich
die „Einigungsgebühr“ von der früheren „Vergleichsge-
bühr“ (§ 23 BRAGO) gerade dadurch unterscheidet, dass
ein Vergleich im Sinne von § 779 BGB, mithin ein gegen-
seitiges „Nachgeben“ bei der Einigung nicht mehr erfor-
derlich ist. Gleichwohl bleibt es dabei, dass hier Streit oder
Ungewissheit der Parteien über ein Rechtsverhältnis gar
nicht erst entstehen kann. Es handelt sich bei der Zustim-
mung des Gläubigers zur Ratenzahlung alleine um eine
Modalität der Zwangsvollstreckung, nicht um eine Verein-
barung zwischen den Parteien (so auch LG Bonn, DGVZ,
2005, 77).

c) Darüber hinaus fehlt es aber auch an einem zwischen den
Parteien geschlossenen Vertrag, denn es ist der Gerichts-
vollzieher, der im Rahmen seiner Kompetenzen bei der
Zwangsvollstreckung die Ratenzahlung bewilligt (§ 806 b
ZPO). Auch im hier vorliegenden Fall hat der Gerichtsvoll-
zieher die Ratenzahlung bewilligt. Dazu war er deshalb
befugt, weil er pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden
hat (hierzu zählt auch der Fall, bei dem der Schuldner dem
Gerichtsvollzieher den Zutritt zu seinen Räumen versagt)
und die Schuldnerin glaubhaft gemacht hat, die Schuld
kurzfristig in Teilzahlungen zu tilgen (hier 1 000,00 Euro
im Monat). Zwar holt der Gerichtsvollzieher regelmäßig
das Einverständnis des Gläubigers mit dieser Verfahrens-
weise ein (§ 806 b Satz 2 ZPO), dies ändert jedoch nichts
daran, dass er – der Gerichtsvollzieher – selbst die Raten-
zahlung bewilligt. Das Zahlungserbeten des Schuldners
und das Einverständnis des Gläubigers sind Verfahrens-
erklärungen, die dem Gerichtsvollzieher gegenüber abzu-
geben sind. Durch sie entsteht keine Vollstreckungsverein-
barung zwischen den Parteien (vgl. Zöller/Stöber, ZPO,
25. Auflage, § 806 b Rdnr. 6).

d) Die Erklärung des Gläubigervertreters kann auch nicht als
Einverständnis zur Ratenzahlung nur unter der Bedingung
der Übernahme einer Einigungsgebühr durch die Schuld-

nerin ausgelegt werden. Es handelt sich vielmehr um den
Antrag der Gläubigerin an den Gerichtsvollzieher, die
Einigungsgebühr (die nach ihrem Verständnis entstanden
sein soll) zu vollstrecken. Im Übrigen wäre eine solche Be-
dingung auch unzulässig, weil die Vollstreckung durch
staatliche Organe nicht über die gesetzlich bestimmten
Möglichkeiten hinaus erweitert werden kann.

§§ 788 ZPO; Nr. 1008 W-RVG; 109 GVGA

Werden eigene Honorarforderungen einer Anwaltskanzlei
im Wege der Zwangsvollstreckung eingezogen, ist dafür
Sorge zu treffen, dass zur Vermeidung einer Erhöhungsge-
bühr nach dem RVG dies entweder durch ein Sozietätmit-
glied allein oder durch die BGB-Gesellschaft erledigt wird.

AG Hannover, Beschl. v. 12. 8. 2005
– 761 M 117733/04 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Durch Vollstreckungsbescheid wurde der Schuldner ver-
pflichtet, an die Gläubiger 1 012,07 Euro zu zahlen. Mit
Schreiben vom 9. 7. 2004 beauftragten die Gläubiger den Ge-
richtsvollzieher damit, gegen den Schuldner die Zwangs-
vollstreckung durchzuführen und ihm ggf. die eidesstattliche
Versicherung abzunehmen. Beigefügt war dem Auftrag eine
Vergütungsberechnung, bei der die Gläubiger nach einem
Gegenstandswert von 1 033,12 Euro eine 1,2fache Gebühr
nach §§ 2 Abs. 2, 13 Nr. 3309, 1008 des Vergütungsverzeich-
nisses zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz berechneten. Der
Gerichtsvollzieher teilte den Gläubigern mit, dass er die An-
waltsgebühren nur i. H. v. 30,60 Euro für berechtigt hält.

Hiergegen wenden sich die Gläubiger mit der Erinnerung,
mit der sie geltend machen, dass ihnen eine Gebühr in der be-
antragten Höhe zustehe.

Die gem. § 766 ZPO zulässige Erinnerung ist unbegründet.

Nach § 788 ZPO können die Kosten der Zwangsvollstre-
ckung, soweit sie notwendig waren, sogleich mit dem zur
Zwangsvollstreckung stehenden Anspruch beigetrieben wer-
den. Es kann dahingestellt bleiben, ob die Gläubiger nach dem
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz Anspruch auf Zahlung eines
Betrages i. H. v. 102,00 Euro zzgl. des Entgeltes für Post- und
Telekommunikation haben; denn jedenfalls ist ein Betrag von
mehr als 30,60 Euro i. S. v. §§ 788, 91 ZPO nicht erforderlich
und kann daher in diesem Verfahren nicht beigetrieben wer-
den.

In seiner Entscheidung vom 5. 1. 2004 hat der Bundesge-
richtshof eine Anwaltssozietät für verpflichtet gehalten, Vor-
sorge dafür zu treffen, dass eine so häufig vorkommende Auf-
gabe, wie die Einziehung einer eigenen Honorarforderung,
entweder durch ein Sozietätmitglied allein oder durch die
BGB-Gesellschaft erledigt wird (BGH Anwaltsblatt 04, 251).
In beiden Fällen fällt nämlich die Erhöhungsgebühr nach
Nr. 1008 VV zum RVG nicht an. Vielmehr belaufen sich die
Kosten bei der Geltendmachung durch einen Anwalt oder
durch die BGB-Gesellschaft nur auf 25,50 Euro zzgl. 5,10 Eu-
ro (Nr. 7002 VV zum RVG). Hinsichtlich dieses Betrages von
30,60 Euro will der Gerichtsvollzieher aber die Vollstreckung
durchführen.

Weil somit nicht glaubhaft ist (§ 788 ZPO), dass zur Bei-
treibung der Honorarforderung eine Vertretung durch alle vier
Rechtsanwälte geboten ist, können die darüber hinaus geltend
gemachte Rechtsanwaltsgebühren vom Gerichtsvollzieher
nicht beigetrieben werden.
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§§ 901 ZPO; 252 AO; 2 Abs. 1 GvKostG; Nr. 2 Abs. 6
DB-GvKostG; 186 GVGA

1. Auf Grund der formellrechtlichen Gläubigerstellung
des Hauptzollamtes bedarf es auch bei mehreren
materiellrechtlichen Anspruchstellern nur eines Haft-
befehls.

2. Auch wenn nur ein Haftbefehl vollstreckt wird, sind die
Kosten der Verhaftung nach der entsprechenden An-
zahl der materiellen Gläubiger mehrfach zu erheben.

AG Frankfurt, Beschl. v. 2. 8. 2005
– 82 M 12178/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung gegen den
Schuldner gemäß § 252 AO aus öffentlich-rechtlichen Forderungen
der Ersatzkasse, der Berufsgenossenschaft, der Angestellten- und der
Betriebskrankenkasse.

Das Amtsgericht Frankfurt am Main hat am 20. 4. 2005 gegen den
Schuldner Haftbefehl erlassen wegen Nichterscheinens zum Termin
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung

„wegen vollstreckbarer Ansprüche der Ersatzkasse, der Be-
rufsgenossenschaft, der Angestellten Krankenkasse und der
Betriebskrankenkasse“.

Unter dem 31. 5. 2005 lehnte der Gerichtsvollzieher die Vollzie-
hung des Haftbefehls ab und wies darauf hin, es handele sich auf
Grund der verschiedenen Vollstreckungstitel um verschiedene Voll-
streckungsverfahren und es bedürfe daher auch drei verschiedener
Haftbefehle. Im Übrigen fehle es am Nachweis der Zustellung der ein-
zelnen Titel.

Zugleich stellte der Gerichtsvollzieher der Gläubigerin Gebühren
in Höhe von jeweils 12,50 Euro sowie eine Doku-Pauschale (2 Seiten)
in Höhe von 1,00 Euro und eine Auslagenpauschale in Höhe von 3,00
Euro für jeden der 6 Beitragsbescheide in Rechnung.

Gegen die Ablehnung der Vollstreckung des Haftbefehls und die
6 Gebührenanforderungen wendet sich die Gläubigerin mit der bei
Gericht eingegangenen Erinnerung.

Sie ist der Auffassung, gemäß § 5 VwVG in Verbindung mit § 252
AO gelte im Vollstreckungsverfahren die Körperschaft als Gläubige-
rin der zu vollstreckenden Ansprüche, der die Verwaltungsbehörde
angehört. Im vorliegenden Fall trete somit sie als Gläubigerin der For-
derungen an die Stelle der Sozialversicherungsträger.

Soweit der Gerichtsvollzieher beauftragt werde, das Verfahren zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zu betreiben, handele es
sich, auch bei Vorliegen mehrerer Titel, somit um nur einen Auftrag.

Allein auf die Anzahl der der Vollstreckung zugrunde liegenden
Titel sei weder in § 3 noch in § 10 GvKostG abgestellt; daher rechtfer-
tige allein der Umstand, dass dem einen Auftrag des Gläubigers meh-
rere Titel zugrunde lagen, nicht die Annahme, es lägen auch mehrere
Aufträge an den Gerichtsvollzieher vor.

Die zuständige Bezirksrevisorin wurde angehört.

Sie hat folgende Stellungnahme abgegeben:

Richtig ist, dass § 252 AO das Hauptzollamt als Gläubigerin
der zu vollstreckenden Forderungen fingiert. Dies ändert aber
nichts an der tatsächlichen Gläubigerstellung der hier betei-
ligten Sozialversicherungsträger. Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2
GvKostG ist bei der Vollstreckung wegen öffentlich-rechtli-
cher Geldforderungen für die Befreiung von Kosten maßge-
bend, wer ohne Berücksichtigung des § 252 der Abgabenord-
nung oder entsprechender Vorschriften Gläubiger der Forde-
rung ist. Gemäß Nr. 2 Abs. VI der DB-GvKostG liegen
mehrere Aufträge vor, wenn der Auftraggeber lediglich als
Vertreter (z. B. als Hauptzollamt) für mehrere Gläubiger tätig
wird; maßgebend ist die Zahl der Gläubiger. Es kommt daher
auf die materiellrechtlichen Gläubiger an, ob diese von Kosten

befreit sind bzw. auf die Zahl der Gläubiger, wie viel Aufträge
vorliegen.

Gläubiger sind die Ersatzkasse, die AK, die BKK und die Be-
rufsgenossenschaft. Einem Auftrag können mehrere Vollstre-
ckungstitel zugrunde liegen (die BKK 3 ×).

Der Gerichtsvollzieher hat die Vollstreckung aus dem Haftbe-
fehl abgelehnt, da dieser Vollstreckungsersuchen von ver-
schiedenen Gläubigern und verschiedenen Vollstreckungsver-
fahren beinhalte. Er bezieht sich zur Begründung auf die Ent-
scheidung des Amtsgerichts Westerburg vom 22. 5. 2004.
Dieser Entscheidung und den anschl. Anmerkungen von Herrn
OGV Seip ist m. E. zuzustimmen:

Der erlassene Haftbefehl, in dem die o. a. Sozialversiche-
rungsträger gemeinsam und ohne Bezeichnung der zugrunde
liegenden Titel angeführt werden, ist nicht ausreichend. Auf
§ 908 ZPO (nunmehr § 901 Abs. 1 Satz 2 ZPO – s. a. § 186
Abs. 2 GVGA –) wird hingewiesen, wonach in dem Haftbe-
fehl der Gläubiger, der Schuldner und der Grund der Verhaf-
tung zu bezeichnen sind, wozu auch die Angabe des Vollstre-
ckungstitels gehört (Rdnr. 8 zu § 901 ZPO in Zöller). Auf-
grund der o. a. tatsächlichen Gläubigerstellung der beteiligten
Sozialversicherungsträger sind getrennte Haftbefehle zu erlas-
sen.

Der GV hat daher die Durchführung der Verhaftung m. E. zu
Recht abgelehnt. Ob allerdings die Voraussetzungen für den
Erlass des Haftbefehls selbst vorlagen, hat er gemäß § 186
Abs. 2 letzter Satz GVGA nicht zu prüfen. Auch waren nur 4
Rechnungen und nicht 6 Rechnungen zu fertigen. Anstelle der
drei Rechnungen betr. die BKK über jeweils 16,50 Euro sind
Kosten nur für einen Auftrag zu erheben, und zwar eine Ge-
bühr von 12,50 Euro zuzügl. Schreibauslagen von insgesamt
3,00 Euro zuzügl. Pauschale von 3,00 Euro = 18,50 Euro.

Die Erinnerung ist zulässig und begründet.

Entgegen der Auffassung des Gerichtsvollziehers stellt der
Haftbefehl sehr wohl eine wirksame Grundlage für die weitere
Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner dar.

Zwar ist gemäß § 908 ZPO in dem Haftbefehl neben der
Angabe des Gläubigers und Schuldners auch der „Grund der
Verhaftung“ zu bezeichnen, wozu nach heute allgemeiner
Meinung (vgl. Zöller/Stöber, ZPO, 20. Aufl., § 908 Rdnr. 2
m. w. N.) auch die Angabe des Vollstreckungstitels gehört.

Diese Voraussetzungen jedoch erfüllt der Haftbefehl, da in
ihm – anders als in dem der Entscheidung des Amtsgerichts
Westerburg (DGVZ 2004, S. 174) zugrunde liegenden – die
einzelnen materiellen Gläubiger hinreichend bezeichnet sind.

Nur zur Klarstellung hat das Gericht durch Beschluss vom
heutigen Tage den Haftbefehl dahin gehend ergänzt, dass die-
ser „wegen der einzelnen als Anlage zum Haftbefehl genom-
men Ansprüche erlassen wird“.

Eine erneute Vorlage des Ergänzungsbeschlusses an den
zuständigen Gerichtsvollzieher zur Abhilfeentscheidung war
nicht erforderlich, da dessen Rechtsauffassung eine Abhilfe
nicht erwarten lässt.

Abweichend von der aufgeführten Entscheidung des Amts-
gerichts Westerburg vertritt das Amtsgericht Frankfurt am
Main die Auffassung, dass es bezüglich des EV-Verfahrens
aller vier materiellrechtlicher Anspruchsteller vorliegend nur
eines Haftbefehls bedarf, da bezüglich der formell(verfah-
rens)rechtlichen Gläubigerstellung nur auf das Hauptzollamt
abzustellen ist, das im Übrigen auch das Amtsgericht Wester-
burg in seiner Entscheidung durchgehend als „Gläubiger“ be-
zeichnet.

Dies ergibt sich aus der eindeutigen Vorschrift des § 252
AO. Dort heißt es: „Im Vollstreckungsverfahren gilt die Kör-
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perschaft als Gläubigerin der zu vollstreckenden Ansprüche,
der die Vollstreckungsbehörde angehört“.

Durch diese Fiktion soll die Vollstreckung erleichtert
werden. Sie gilt auch, wenn die Vollstreckungsbehörde – wie
hier – Ansprüche anderer Körperschaften vollstreckt. Sie gilt
auch ausnahmslos für das gesamte Vollstreckungsverfahren
und damit auch für das Verfahren zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung.

Es wäre kaum nachvollziehbar, dass die nach § 252 AO als
Gläubigerin fingierte Körperschaft Pfandrechte an bewegli-
chen und unbeweglichen Sachen sowie Pfändungspfandrechte
an Forderungen erwirken kann, dass aber im Rahmen des Ver-
fahrens zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung das
gemeinsame Vollstreckungsverfahren plötzlich wieder im
Einzelverfahren aufgespaltet werden müsste, in jedem Einzel-
verfahren eine gesonderte Ladung zum EV-Termin ergehen
und eine – zumindest protokollmäßig – gesonderte EV-Ver-
handlung stattzufinden hätte.

Wie weitgehend die Gläubigerfiktion des § 252 AO ist, er-
gibt sich auch daraus, dass diese Vorschrift nach herrschender
Meinung sogar die Passivlegitimation für die Geltendma-
chung von Rechten im Vollstreckungsverfahren durch Dritte
regelt. So sind Drittwiderspruchsklagen (§ 262 AO) oder Kla-
gen auf vorzugsweise Befriedigung (§ 293 AO) gegen die
nach § 252 AO als Gläubiger fingierte Körperschaft zu richten
(vgl. Beermann HH Sp. Tz. 7).

Nach Auffassung des Gerichts ist nicht erkennbar, dass
diese somit für das gesamte Vollstreckungsrecht maßgebliche
Vorschrift des § 252 AO durch das Gerichtsvollzieherkosten-
gesetz vom Gesetzgeber wirksam abgeändert oder beschränkt
werden sollte.

Unter Zugrundelegung der Auffassung des Gerichtsvoll-
ziehers müssten für sämtliche Gläubigeransprüche getrennte
Vollstreckungsverfahren durchgeführt sowie gesonderte La-
dungen, gesonderte Haftbefehlsprotokolle und gesonderte
Haftbefehle gefertigt werden. Damit aber würde die als Voll-
streckungserleichterung vorgesehene Fiktion den § 252 AO
völlig unterlaufen wenn nicht ins Gegenteil verkehrt.

§ 2 Abs. 1 Satz 2 des GvKostG kann daher nur für die kos-
tenrechtliche Seite des Verfahrens maßgeblich sein mit der Fol-
ge, dass die Gerichtsvollzieher nach dieser Vorschrift bei meh-
reren materiellrechtlichen Gläubigern wohl zwar aus einem
Haftbefehl vollstrecken müssen, aber entsprechend der Anzahl
der materiellen Gläubiger mehrfach liquidieren können.

Der Gerichtsvollzieher kann sich auch nicht wirksam da-
rauf berufen, es fehle der Nachweis der Zustellung der einzel-
nen Bescheide. Die – formellrechtliche – Gläubigerin hat näm-
lich die Vollstreckbarkeit der Forderungen im Sinne von § 3
Abs. 2 WWG bestätigt. Ein Nachweis der Zustellung ist somit
nicht mehr erforderlich.

Der Gerichtsvollzieher war daher antragsgemäß anzuwei-
sen, den Haftbefehl (in der Fassung des Ergänzungsbeschlus-
ses) zu vollstrecken.

Da dieser Vollstreckungsauftrag noch nicht ausgeführt
wurde, waren die 6 Gebührenanforderungen wegen unerledig-
ter Amtshandlung nach KV-Nr: 604 sowie Auslagen nach KV
700 und KV 713 als gegenstandslos aufzuheben.

§§ 788, 806 b ZPO; 109, 186 Abs. 6 GVGA; Nr. 1000 VV-
RVG

Bei den Kosten einer zwischen den Parteien geschlossenen
Teilzahlungsvereinbarung handelt es sich um keine not-

wendigen Kosten, welche im Rahmen der Zwangsvollstre-
ckung beizutreiben sind.

I. AG Bottrop, Beschl. v. 26. 7. 2005
– 18 M 1002/05 –

II. AG Siegburg, Beschl. v. 6. 10. 2005
– 37 M 429/05 –

III. AG Siegburg, Beschl. v. 16. 8. 2005
– 36 M 310/05 –

IV. AG Bruchsal, Beschl. v. 27. 9. 2005
– 1 M 936/05 –

I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Bottrop)

Die Erinnerung ist zulässig, hat aber in der Sache keinen
Erfolg. Hauptforderung und Zinsen sind im Rahmen der
Zwangsvollstreckung gezahlt, streitig ist lediglich die An-
waltsgebühr von 200,68 Euro, die die Anwältin des Gläubi-
gers wegen des Abschlusses einer Ratenzahlungsvereinbarung
geltend macht.

Gegen den Schuldner war ein Anerkenntnisurteil erlassen
worden. Hierauf wendete er sich an die Gläubigervertreterin
und bat – unter Hinweis darauf, dass eine Zwangsvollstre-
ckung im Übrigen ins Leere gehen dürfte – um die Bewilli-
gung einer Ratenzahlung, weil er ein regelmäßiges Einkom-
men habe. Einen Entwurf einer möglichen Teilzahlungsver-
einbarung fügte er dem Schreiben bei. Hierauf sandte die
Prozessbevollmächtigte des Gläubigers ihm ein – hinsichtlich
seines Namens und seines Arbeitgebers individuellen, ansons-
ten offenbar pauschal für alle Fälle formuliertes Formular zur
Teilzahlungsvereinbarung zu, die der Schuldner unterschrieb.
Unter Ziffer 7 dieses Formulars übernahm der Schuldner die
Kosten der Teilzahlungsvereinbarung, die am Fuße des For-
mulars berechnet wurden.

Der Gerichtsvollzieher verweigert die Vollstreckung die-
ser Kosten. Er ist der Auffassung, dass weder eine Einigungs-
gebühr angefallen ist noch diese gegebenenfalls zu den not-
wendigen Kosten im Sinne des § 788 ZPO gehört und mit der
titulierten Forderung zu vollstrecken wäre.

Diese Auffassung ist zutreffend. Mit der Vereinbarung
einer Ratenzahlung ist weder ein Streit noch eine Ungewiss-
heit über ein Rechtsverhältnis beseitigt worden. Nach dem An-
erkenntnisurteil war ein Rechtsverhältnis nicht mehr unklar.
Der Schuldner war eindeutig zur Zahlung verpflichtet. Die
Vereinbarung hat auch – trotz des formularmäßigen Verzich-
tes des Schuldners auf die Erhebung einer Vollstreckungs-
gegenklage, Nichtigkeits- oder Restitutionsklage sowie den
Verzicht auf gerichtlichen Vollstreckungsschutz keine weitere
Sicherheit gegeben. Angesichts des Anerkenntnisses war in
keiner Weise die Gefahr einer solchen Gegen-Klage erkenn-
bar. Zweifelhaft ist überdies, ob das Mittel der Vollstre-
ckungsgegenklage pauschal (auch für den Fall der Zuvielvoll-
streckung) ohne Sittenwidrigkeit ausgeschlossen werden
kann. Auch eine bessere Sicherheit der Verwirklichung der
Forderung ist durch die Vereinbarung nicht eingetreten, wie
sich schon daraus ergibt, dass der Schuldner die Raten nicht
regelmäßig gezahlt hat und Vollstreckungsmaßnahmen des
Gerichtsvollziehers doch noch notwendig geworden sind. Die
Entstehung einer Einigungsgebühr gemäß Nr. 1000 VV-RVG
kann daher nicht bejaht werden.

De facto hat die Prozessbevollmächtigte die Anfrage des
Schuldners bejaht, dadurch aber keine relevante Verbesserung
der Position des Gläubigers erlangt. Dies kann nicht die Fällig-
keit einer Einigungsgebühr verursachen, die im Übrigen deut-
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lich teurer ist als die Kosten, die im Zwangsvollstreckungsver-
fahren anfallen. Der Gesetzgeber wollte mit der Einführung
der Einigungsgebühr die streitvermeidende oder -beendende
Tätigkeit der Rechtsanwälte fördern (vgl. z. B. Kessel, DGVZ
2004, 179) nicht aber erreichen, dass informierte Schuldner
keine Ratenzahlungsvereinbarungen mehr eingehen, sondern
aus Kostengründen lieber die Zwangsvollstreckung durchfüh-
ren lassen.

An dieser Bewertung ändert sich nichts dadurch, dass Vol-
pert/Schmidt im ZAP-Arbeitsbuch „Praxis des Vergütungs-
rechts“ S. 1240 Rdnrn. 50, 51 und 52 eine andere Ansicht ver-
treten. Auch sie weisen im Übrigen (Rdnr. 54 S. 1241) darauf
hin, dass die Einigungsgebühr selbstverständlich nur anfällt,
wenn mit der Teilzahlungsvereinbarung etwas erreicht wird
und dass deshalb darauf geachtet werden müsse, dass sich aus
dem Text Derartiges ergibt. Es kann aber nicht sein, dass die
bloße Teilzahlungsabsprache für den Schuldner gebührenfrei
bleibt, während eine geschickte Formulierung des Gläubiger-
vertreters, mit der nicht in Rede stehende Probleme einbezo-
gen werden, ihm – wie im vorliegenden Fall ca. ein Fünftel der
Forderungssumme – erhebliche Kosten verursachen. Anderes
mag gelten, wenn Anlass besteht, andere Probleme durch eine
Einigung zu lösen, z. B. eine tatsächlich drohende Vollstre-
ckungsgegenklage abzuwenden.

Selbst wenn man vom Entstehen einer Einigungsgebühr
ausginge, handelte es sich jedenfalls nicht um notwendige
Kosten der Zwangsvollstreckung im Rahmen des § 788 ZPO.
Diese Vorschrift erfasst nur die notwendigen Kosten der Voll-
streckung, nicht aber weitere, die zusätzlich entstehen. Dies ist
aber bei einer Ratenzahlungsvereinbarung der Fall, die gerade
der Vermeidung der Zwangsvollstreckung dient (vgl. hierzu
Kessel a. a. O., S. 180 sowie die Fußnoten 13 bis 15 ebendort).

I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Siegburg)

Die Parteien haben einen Ratenzahlungsvergleich geschlossen,
durch den sich die Schuldnerin verpflichtete, den im Vollstreckungs-
bescheid titulierten Betrag nebst Zinsen und Kosten in näher bestimm-
ten Raten an die Gläubigerin zu zahlen. Aus der im Vergleich in Bezug
genommenen Forderungsaufstellung ergibt sich, dass sich die Zah-
lungsverpflichtung auch auf die Einigungsgebühr für diesen Vergleich
bezieht.

Die Gläubigerin wendet sich mit der vorliegenden Erinnerung ge-
gen die Weigerung des Gerichtsvollziehers, die Einigungsgebühr bei-
zutreiben.

Der Gerichtsvollzieher hat die Beitreibung der Kosten des
Ratenzahlungsvergleichs zu Recht abgelehnt.

Die Ratenzahlungsvereinbarung löst bereits keine Eini-
gungsgebühr nach Nr. 1000 VV-RVG aus. Voraussetzung für
die Entstehung der Einigungsgebühr ist immer der Abschluss
eines Vergleichs, was nur bei einem gegenseitigen Nachgeben
der Parteien bejaht werden kann (vgl. § 779 BGB). Ob dies bei
einer Ratenzahlungsvereinbarung vor oder im Verlauf der
Zwangsvollstreckung der Fall ist, wird unterschiedlich beur-
teilt (Enders, JurBüro 2004, 234; Gerold/Schmidt, RVG,
16. Aufl. Rdnr. 63 zu Nr. 1000 VV-RVG). Bei einer Raten-
zahlungsvereinbarung im Verlauf der Zwangsvollstreckung
wird kein Streit oder eine Ungewissheit der Parteien über ein
Rechtsverhältnis beseitigt. Es liegt bereits ein Titel vor, der im
Rahmen der Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden kann.
Die Einigung, die dem Schuldner gestattet, die Forderung in
Raten zu begleichen, verändert nur die Zahlweise. Gegenstand
der Vereinbarung ist gerade nicht mehr die Forderung, son-
dern lediglich die Abwicklung der Tilgung. Insbesondere hat
die Schuldnerin der Gläubigerin mit dem Vergleich keine un-
mittelbaren konkreten Vorteile verschafft.

Weitere Voraussetzung für die Beitreibung der Einigungs-
gebühr wäre, dass es sich um notwendige Kosten der Zwangs-
vollstreckung im Sinne des § 788 Satz 1 ZPO handelt. § 788
ZPO verweist auf § 91 ZPO. Dementsprechend sind Kosten
erstattungsfähig, wenn sie zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung notwendig waren. Der Abschluss einer Ratenzah-
lungsvereinbarung ist nicht notwendig für den Gläubiger, da er
jederzeit gegen den Schuldner vollstrecken kann. Im Übrigen
kann bzw. soll eine Ratenzahlungsgewährung durch den Ge-
richtsvollzieher gemäß §§ 806 b, 813 a, 900 Satz 3 ZPO, 186
Nr. 6 GVGA in jeder Lage des Verfahrens erfolgen. Diese löst
geringere Kosten aus als eine Vereinbarung mit dem Gläubi-
ger(-vertreter) und ist letztlich effektiver. Denn der Gerichts-
vollzieher hat bereits fruchtlos vollstreckt (§ 806 b ZPO), ge-
pfändet (§ 813 ZPO), das EV-Verfahren eingeleitet (§ 900
Satz 3 ZPO) oder das Verhaftungsverfahren begonnen (§ 186
Nr. 6 GVGA). Zahlt der Schuldner also die Raten nicht, kann
die Vollstreckung unmittelbar fortgesetzt werden. Damit stellt
die Einigungsgebühr keine notwendigen Kosten der Zwangs-
vollstreckung dar.

I I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Siegburg)

Die Erinnerung (§ 766 ZPO) ist zulässig aber nicht begrün-
det.

Der zuständige Gerichtsvollzieher hat die Vollstreckung
wegen der Kosten des Teilzahlungsvergleichs in Höhe von
171,10 Euro zu Recht abgelehnt.

Die Vollstreckung desjenigen Teils der Kosten des Teil-
zahlungsvergleichs, der sich nicht auf die Vollstreckung aus
dem Urteil und dem Kostenfestsetzungsbeschluss, sondern auf
eine andere Rechtsangelegenheit bezieht, ist von vorn herein
unzulässig. Der Gläubiger beansprucht insoweit die Beitrei-
bung von Kosten, die den gegen die Schuldnerin titulierten
Hauptanspruch gar nicht betreffen. Das ist selbstredend von
§ 788 Abs. 1 ZPO nicht gedeckt.

Im Übrigen kann dahinstehen, ob durch den Abschluss des
Teilzahlungsvergleichs überhaupt eine Einigungsgebühr nach
Nr. 1000 VV-RVG zu Gunsten der Gläubigervertreter entstan-
den ist, was sehr zweifelhaft ist, da dieser Gebührentatbestand
voraussetzt, dass ein Streit oder eine Ungewissheit über ein
Rechtsverhältnis beseitigt wird, die Teilzahlungsvereinbarung
aber lediglich die Abwicklung der Tilgung betrifft.

Wenn die Einigungsgebühr entstanden ist, ist sie jedenfalls
nicht nach § 788 Abs. 1 ZPO beitreibbar. Es handelt sich nicht
um notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung im Sinne
dieser Vorschrift.

Kosten „der Zwangsvollstreckung“ sind nur solche Kos-
ten, die unmittelbar zur Vorbereitung oder Durchführung der
Vollstreckung aufgewendet werden. Der Abschluss des Teil-
zahlungsvergleichs diente aber nicht der zwangsweisen Be-
friedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollstreckung,
sondern im Gegenteil der Vermeidung weiterer Vollstre-
ckungsmaßnahmen durch freiwillige Befriedigung des Gläu-
bigers.

Zudem sind die Kosten des Teilzahlungsvergleichs für die
Vollstreckung nicht „notwendig“. Denn der Gläubiger konnte
naturgemäß auch ohne Ratenzahlungsvereinbarung gegen die
Schuldnerin vollstrecken.

Schließlich ist unmaßgeblich, dass die Schuldnerin im
Rahmen des Teilzahlungsvergleichs erklärt hat, dass sie die
hierdurch entstehenden Kosten übernehme. Es kann nicht
davon ausgegangen werden, dass hiermit ein selbständiger
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Schuldgrund geschaffen werden sollte und die Schuldnerin
unabhängig von der Frage, ob und ggf. in welcher Höhe Eini-
gungskosten entstanden sind, auf eine Titulierung verzichtet
hat, also die Vollstreckung einer vertraglichen Forderung ohne
Vorschaltung eines titelschaffenden Erkenntnisverfahrens er-
möglichen wollte.

Mit im Wesentlichen vorgenannten Begründungen hat das
Landgericht Bonn bereits mit Beschlüssen vom 23. Februar
1999 – 4 T 103/99 – und 6. Mai 2002 – 4 T 242/02 – sofortige
Beschwerden gegen Entscheidungen des Amtsgerichts Sieg-
burg zurückgewiesen.

I V .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Bruchsal)

Die Gläubigerin betreibt aus einem Vollstreckungsbescheid die
Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner. Am 5. April 2005 schlos-
sen die Gläubigerin und der Schuldner unter Mitwirkung des Prozess-
bevollmächtigten der Gläubigerin einen Teilzahlungsvergleich, in dem
sich der Schuldner unter Ziffer 1 zur Übernahme der Kosten dieses
Vergleichs in Höhe von 45,00 Euro verpflichtet. Der Gerichtsvollzie-
her verweigert die Zwangsvollstreckung, betreffend der Kosten dieser
Teilzahlungsvereinbarung in Höhe von 45,00 Euro. Hiergegen hat die
Gläubigerin Erinnerung eingelegt.

Die Erinnerung ist nach § 766 Abs. 2 ZPO statthaft, aber
nicht begründet.

Ob die Kosten eines Teilzahlungsvergleichs Kosten der
Zwangsvollstreckung darstellen, ist streitig (vgl. zum Mei-
nungsstand Zöller/Stöber, ZPO, 24. Aufl., § 788, Rdnr. 7;
Münchner Kommentar, ZPO, 2. Aufl., § 788, Rdnr. 15).

Die Frage ist, ob zu den Kosten der Zwangsvollstreckung
nur solche Kosten gezählt werden, die der Vorbereitung und
der Durchführung der Zwangsvollstreckung unmittelbar die-
nen oder auch solche, die einer Zwangsvollstreckung nur för-
derlich sind und eine solche vermeiden.

Das Gericht gibt in ständiger Rechtsprechung der engen
Auffassung den Vorzug. Der Abschluss eines Ratenzahlungs-
vergleichs dient nicht der Vorbereitung und der Durchführung
der Zwangsvollstreckung. Zwar sprechen Gründe der Prozess-
wirtschaftlichkeit für die gegenteilige Auffassung. Dieser Ge-
sichtspunkt ist aber nicht so gewichtig, dass er eine ausweiten-
de Auslegung des § 788 ZPO gebietet und sämtliche Kosten
dem Anwendungsbereich der Vorschrift zuordnet, die nur ei-
nen mittelbaren Bezug zur Zwangsvollstreckung haben. Sinn
und Zweck der Zwangsvollstreckungsvorschriften ist es näm-
lich, die Kosten der Zwangsvollstreckung so gering und über-
schaubar wie möglich zu halten. Eine erweiternde Auslegung
des Begriffs würde auch dazu führen, dass der Gerichtsvollzie-
her mit der Prüfung schwieriger gebührenrechtlicher Fragen
belastet und oft auch überfordert wäre. Die Überprüfung sol-
cher Forderungen gehört zur Vermeidung einer unangemesse-
nen Benachteiligung des Schuldners in den Kompetenzbereich
der erkennenden Gerichte, nicht in den der Vollstreckungs-
organe.

Nichts anderes kann gelten, wenn sich der Schuldner zur
Übernahme der Kosten der Ratenzahlungsvereinbarung ver-
traglich verpflichtet hat. Es ist insoweit nicht erkennbar, dass
der Schuldner auf eine Titulierung der Forderung verzichtet
hätte.

Daher ist die Erinnerung zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Hierzu auch LG Bonn, DGVZ 2005, Heft 4-5, Seite 77, mit
weiteren Hinweisen.

§§ 788, 806 b ZPO; 109, 186 Abs. 6 GVGA; Nr. 1000 VV-
RVG

Bei den Kosten einer zwischen den Parteien geschlossenen
Teilzahlungsvereinbarung handelt es sich um notwendige
Kosten der Zwangsvollstreckung, insbesondere wenn die
Vereinbarung vor Einleitung von Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen und unter Anerkennung der hierdurch ent-
standenen Kosten durch den Schuldner getroffen wurde.

AG Lörrach, Beschl. v. 19. 9. 2005
– 2 M 1577/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin hat den Gerichtsvollzieher beauftragt,
beim Schuldner eine Zwangsvollstreckung vorzunehmen und
dabei in der Forderungsaufstellung auch eine Einigungs-
gebühr nach Nr. 1003 VV-RVG in Höhe von 546,00 Euro auf-
genommen. Die Gläubigerin hat dazu eine Vereinbarung vor-
gelegt, in der sich der Schuldner ausdrücklich zur Zahlung der
Einigungsgebühr verpflichtet hat.

Der Gerichtsvollzieher hat der Gläubigerin mitgeteilt, er
könne die Einigungsgebühr nicht als notwendige Kosten der
Zwangsvollstreckung beurteilen.

Die Gläubigerin hat daraufhin Erinnerung eingelegt mit
dem Antrag, den Gerichtsvollzieher entsprechend zur Einzie-
hung anzuweisen.

Der Schuldner hat sich nicht geäußert. Der Gerichtsvollzie-
her ist bei seiner Auffassung geblieben.

Die Erinnerung der Gläubigerin ist zulässig. Gemäß § 766
Abs. 2 ZPO steht dem Vollstreckungsgericht die Entscheidung
zu, wenn ein Gerichtsvollzieher sich weigert, eine Vollstre-
ckungshandlung dem Auftrag gemäß durchzuführen.

Das Verhalten des Gerichtsvollziehers, nicht titulierte Kos-
ten als nicht notwendig im Sinne von § 788 ZPO zu beurteilen,
stellt ein Verhalten dar, über das das Vollstreckungsgericht auf
Antrag zu entscheiden hat.

Die Erinnerung ist begründet. Die Kosten eines im Voll-
streckungsverfahren geschlossenen Vergleichs gehören dem
Grundsatz nach zu den Zwangsvollstreckungskosten (vgl.
BGH MDR 1992, 137, Zöller, ZPO, Rdnr. 7 zu § 788 ZPO).
Im vorliegenden Falle wurde der Vergleich nach dem Vorlie-
gen eines Vollstreckungsbescheides geschlossen, weshalb er
der Abwendung einer Zwangsvollstreckung diente. Dies ist
auch im Vergleich selber wörtlich festgehalten.

Es stellt sich deshalb nur die Frage, ob die Kosten vom
Gerichtsvollzieher ohne Titulierung mit zu vollstrecken sind.
Da durch die Titulierung in einem weiteren gerichtlichen Ver-
fahren weitere Kosten und ein nicht erheblicher Aufwand
anfallen, erscheint es gerechtfertigt, jedenfalls bei Vorliegen
einer ausdrücklichen Übernahme der Kosten eines Raten-
zahlungsvergleichs den Gerichtsvollzieher als verpflichtet
anzusehen, auch diese Kosten beizutreiben. Das Gericht folgt
insofern der Entscheidung des Landgerichts Darmstadt
(DGVZ 1995, 45). Die vom Gerichtsvollzieher aufgeführten
beiden Entscheidungen des Amtsgerichts Euskirchen und des
Landgerichts Bonn betreffen Sachverhalte, die etwas anders
gelagert sind. In diesen beiden Fällen ist es zu Ratenzahlungen
gekommen, nachdem der Gerichtsvollzieher beauftragt wor-
den ist. Im vorliegenden Falle ist jedoch die Anwaltsgebühr
unzweifelhaft angefallen, und zwar bevor die Zwangsvollstre-
ckung beim Gerichtsvollzieher beantragt worden ist.

Anmerkung der Schriftleitung:

Hierzu aber auch AG Bottrop, AG Siegburg, AG Bruchsal in
diesem Heft, Seite 173, mit weiteren Hinweisen.
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taloge könnten vollkommen überflüssig werden, wenn das
übliche Vermögensverzeichnis den heutigen Gegebenheiten an-
gepasst würde. Wer hat beispielsweise heute noch Haushalts-
vorräte, die den Bedarf von vier Wochen übersteigen (Ziffer 3c
des Formulars)? Es gibt heute wichtigere Fragen, deren Beant-
wortung dem Gläubiger weit eher zum Erfolg verhelfen würden.
Eingehende Beschreibungen der im Zwangsvollstreckungsver-
fahren vorgesehenen Rechtsbehelfe runden den Inhalt des sehr
interessanten Buches ab.
Wenn sich der Verlag noch zur Anwendung entweder der neuen
oder der alten Rechtschreibregeln entschließen könnte, dann ist
vom Verfasser ein Buch auf den Markt gebracht, welches das
Verfahren insbesondere der mobilaren Zwangsvollstreckung
umfänglich und eingehend wiedergibt. Nicht nur „pfiffige“,
sondern auch grundlegende Probleme lassen sich durch Arbeit
mit diesem Buch lösen. Obendrein lässt die Lektüre des Buches
wegen der mit treffenden Worten dargestellten Vollstreckungs-
realität zu keiner Zeit Langeweile beim Leser aufkommen.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Update der Zwangsvollstreckung – Teil I

Von  Johannes  Kreuzkamp,  1. Auflage  2005,  360 Seiten,
Leinen, 42,80 Euro, ISBN 3-928633-02-3, AIS Verlag, Sumte,
– www.buerodorf.de –.
Der Autor des Buches ist an der Niedersächsischen Fachhoch-
schule für Verwaltung und Rechtspflege als Fachhochschul-
dozent tätig. Der Titel lässt ein modernes Buch vermuten.
Schon bei der ersten Durchsicht fällt die etwas andere Gestal-
tung des Buches, welches zur Kategorie der Lehrbücher zu zäh-
len sein wird, auf. Abgesehen vom Inhaltsverzeichnis sucht
man die sonst üblichen Literatur-, Sach-, Rechtsprechungs-
oder Abkürzungsverzeichnisse vergebens. Der Autor hat es
vorgezogen, stattdessen die jeweilige Literatur und Rechtspre-
chung direkt im Anschluss an seine Thesen darzustellen. Hier-
durch wird bei der Arbeit mit diesem Buch das sonst oft übliche
Blättern zwischen Text und Verzeichnissen vermieden. Der Le-
ser kann sich unmittelbar nach den einzelnen Lehrsätzen über
die dazugehörige Literatur und Rechtsprechung mit den jeweils
dazugehörenden Leitsätzen informieren. Trotz dieser modernen
Gestaltung des Buches hätte ihm ein klassisches  Sachverzeich-
nis zur schnelleren Auffindung des gesuchten Problemfalles
sicherlich gut getan.
Der Band befasst sich mit den allgemeinen Grundlagen der
Zwangsvollstreckung. Er beginnt mit einer Beschreibung der
Bedeutung der Zwangsvollstreckung, gefolgt von einer Darstel-
lung der Vollstreckungsorgane und deren Zuständigkeiten sowie
den allgemeinen Zwangsvollstreckungsvoraussetzungen. Diesen
Voraussetzungen, nämlich Titel, Klausel, Zustellung und An-
trag, hat der Autor jeweils ein eigenständiges Kapitel gewidmet.
Als sehr hilfreich kann sich die im Kapitel „Antrag“ abgedruckte
Checkliste für den Zwangsvollstreckungsantrag erweisen.
Interessant ist die Auseinandersetzung mit der Zustellung ins
Ausland. Werden die dort aufgeführten diversen Grundlagen
zur Durchführung einer Auslandszustellung betrachtet, kommt
beim Praktiker der Wunsch auf, der Gesetzgeber möge um eine
Vereinfachung und dadurch auch um eine Beschleunigung die-
ses Vorganges bemüht sein.
Die Beschreibung des Verfahrens zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung nimmt über ein Drittel des Buchinhaltes in
Anspruch. Miteingeschlossen ist natürlich eine Darstellung des
Verhaftungsverfahrens.
Ob es sich, wie der Autor dort ausführt, als praktisch erweist,
wenn der Schuldner das Vermögensverzeichnis selbst hand-
schriftlich ausfüllt, mag dahingestellt bleiben. Der Autor er-
kennt richtig, dass diese Methode Zeit ersparen kann. Erfah-
rungsgemäß sind aber die wenigsten Schuldner ohne unterstüt-
zende Hilfe in der Lage, die Angaben im Verzeichnis richtig,
vollständig und vor allem leserlich zu machen.
Wie der in diesem Band vorgeschlagene Fragenkatalog zur Er-
gänzung des Vermögensverzeichnisses auch zeigt, überschnei-
den sich die meisten von den Gläubigern vorgelegten Fragen-
kataloge mit den Fragen im Vermögensverzeichnis. Diese Ka-


